4. Dienſtag 


den 6. Januar 1846. 
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des Großherzogthums Polen. 


Inland. 
Landtags ⸗Abſchied 


für die zum ſiebenten Provinzial-Landtage verſammelt gewe⸗ 
ſenen Stände des Großherzogthums Poſen. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 
entbleten Unſeren zum ſiebenten Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen getreuen 
Ständen des Großherzogthums Poſen Unſeren gnädigen Gruß und ertheilen den⸗ 
ſelben hiermit auf die Uns vorgelegten Gutachten und Anträge den nachſtehenden 
Beſcheid: 
I. Auf die gutachtlichen Erklärungen über die vorgelegten 
Propoſitionen. i N 
Bauliche Unterhaltung der Schul: und Küſterhäuſer. 8 a 

1) Ueber die Verordnung wegen der baulichen Unterhaltung der Schul⸗ und 
Küſterhäuſer haben Wir vorerſt noch das Gutachten des Staatsraths erfordert, 

Unſere getreuen Stände werden jedoch die baldige Publikation derſelben erwarten 
können. 
f Wahlverfahren im Stande der Landgemeinden. g 

2) Die Verordnung, betreffend eine Abänderung der in den ſtändiſchen Ge⸗ 
ſetzen für das Großherzogthum Poſen enthaltenen Vorſchriften über das Wahlver- 
fahren im Stande der Landgemeinden, haben Wir bereits vollzogen und wird de⸗ 
ren Publikation durch die Geſetzſammlung alsbald erfolgen. 

Die Bemerkungen Unſerer getreuen Stände zu den ihnen ſernerweit vorgeleg⸗ 
ten Geſetz-Entwürfen, betreffend . 

Aufhebung des Intelligenzblattzwanges. 

3) die Aufhebung des Intelligenzblattzwanges, 

Sportuliren der polizeilichen und adminiſtrativen Unterbehörden, 

4) den Anfag und die Erhebung der Sporteln bei den polizeilichen und abmi⸗ 
niſtrativen Unterbehörden, 

polizeiliches Verfahren gegen das Gefinde. 
5) das polizeiliche Verfahren gegen das Geſinde, 
Geſinde⸗Dienſtbücher. 

6) die Einführung der Geſinde-Dienſtbücher, 

j Feuer- und baupolizeiliche Vorſchriſten. 

7) die Anwendung der in den Städten geltenden feuer⸗ und baupolizeilichen 
Vorſchriften bei Gebäuden auf ſolchen zum platten Lande gehörigen Grundſtücken, 
welche innerhalb der Städte oder im Gemenge mit ſtädtiſchen Grundſtücken liegen, 

Aufhebung des Abdeckereizwanges. 

8) die Aufhebung des Abdeckereizwanges, 

Detentlons und Transportkoſten der Vettler und Vagabunden. 

9) die Aufbringung und Erſtattung der Auſgreiſungs⸗, Detentlous⸗ und 
Transportkoſten der Bettler und Vagabunden, 

Feldpolizei-Ordnung. 
10) die Feldpolizei⸗Ordnung, 
Handels Firmen. 
44) die Handels⸗Firmen, und endlich 
Pfandrecht des Vermiethers und Verpächters. 

12) das Pfandrecht des Vermiethers und Verpächters 
werden bei der ſchließlichen Berathung dieſer Geſetz Entwürfe in Erwägung gezo⸗ 
gen werden und jede zuläſſige Berückſichtigung finden. 

Forſtuutzungen bei Aufnahme gerichtlicher Taxen von Nittergütern. 

13) Da Unſere getreuen Stände ſich mit dem Entwurf zu einer Verordnung 
wegen Abänderung der in Unſerer Ordre vom 30. November 1840 enthaltenen 
Beſtimmung, daß bei Aufnahme gerichtlicher Taxen von Rittergütern, die Forſt⸗ 

Nutzungen nur bis zum Betrage des Abſatzes, welcher während der letzten 6 Jahre 
ſtattgefunden hat, zum Anſchlage zu bringen ſeien, überall einverſtanden erklärt 


je 


haben, fo iſt dieſelbe bereits unterm 3. Auguſt d. J. von Uns vollzogen worden, 
und deren Publikation durch die Geſetzſammlung erfolgt. Wanne 


Präkluſiv⸗Friſt behufs Anmeldung von Eigenthums⸗Anſprüchen bormaliger 5 
regulirungsfahiger bäuerlicher en . Nass dee 


14) Ueber den Entwurf einer Verordnung wegen Anordnung einer Präkluſir⸗ 
Friſt behufs Anmeldung von Eigenthums-Auſprüchen vormaliger Beſitzer reguli⸗ 
rungsfähiger bäuerlicher Stellen und deren Erben aus dem Erlaß vom 6. Mai 
1819 und aus dem Geſetz vom 8. April 1823, haben Wir nunmehr noch, nach⸗ 
dem Unſere getreuen Stände ſich mit demſelben überall einverſtanden erklärt haben, 
das Gutachten Unſeres Staatsraths erfordert. 5 


Erbverpachtung von Grundſtücken, welche unter Lehns- oder Fidei⸗Commiß verband ſtehen. 


15) Wenn Unſere getreuen Stände in Betreff des ihnen zur Begutachtung 
vorgelegten Geſetz Entwurfes über die Erbverpachtung von Grundſtücken, die un⸗ 
ter Lehns⸗ oder Fideicommiß verband ſtehen, ihren Antrag, den Geſetz Entwurf 
wegfallen zu aſſen, darauf gründen, daß derſelbe der wohlthätigen Wirkſamkeit 
der auf die Wohlfahrt aller Staatsbürger und beſonders der ärmeren Volksklaſſe 
Aacrichteten Geſetzgebung von 1807 und 1844 hemmend entgegentrete, To verken⸗ 
nen ſie hiebei die dem Geſetz⸗Entwurfe zum Grunde liegende Richtung. Dieſe geht 
keinesweges dahin, das anerkannt heilſame Prinzip jener Gefege zu verlaffen, ſon⸗ 
dern nur dahin, die Beſtimmung des §. 5. des Edikts vom 9. Oftober 1807 
der eine, das Fortbeſtehen der Fideicommiſſe in ihrer urſprünglichen Subſtanz ge⸗ 
fährdende Anwendung erhalten hatte und deshalb bereits durch Unſeren Erlaß vom 
28. Juli 1842 gänzlich ſuspendirt worden iſt, in ihrer wohlthätigen Wirkſamkeit 
wieder herzuſtellen, zugleich aber fo zu beſchränken, wie dies zur Erhaltung der 
Fideicommiſſe nothwendig und doch ohne alle Beeinträchtigung des gedachten Prin⸗ 
zips zuläſſig iſt. Wir können uns daher nicht bewogen finden, den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf den weiteren legislativen Berathungen zu entziehen. 
Wahlen der Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes. 5 
16) Die in der Denkſchrift vom 17. Februar d. J. Uns angezeigten Wahlen 
der Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes beſtätigen Wir hierdurch. f 


II. Auf die ſtändiſchen Petitionen. 
Anſtellung von katholiſchen Militairgeiſtlichen. 

1) Die von Unſeren getreuen Ständen nachgeſuchte Anſtellung von beider 
Sprachen mächtigen katholiſchen Militair-Geiſtlichen in allen denjenigen Garniſon⸗ 
ſtädten, wo ſich katholiſche Militairperſonen polniſcher Abkunft befinden, kann in 
dieſer Allgemeinheit nicht eintreten, dieſelbe muß ſich vielmehr auf ſolche Garniſo⸗ 
nen beſchränken, wo ihrem Umfange nach ein dauerndes Bedürſniß dazu vorhan⸗ 
den iſt. Für die übrigen kleinen Garniſonen kann nur die Einrichtung ftattfin- 
den, daß Civil-Geiſtliche zur Mitwahrnehmung der Militairſeelſorge und zur Be⸗ 
reiſung der Garniſonen beſtimmt werden, wobei jedoch ſo viel als möglich auf die 
Wahl von Geiſtlichen, welche der polniſchen Sprache mächtig ſind, Rückſicht ge⸗ 
nommen werden wird. 905 

Abhaltung der Nemonte⸗Märkte in der Provinz Pofen. \ 

2) Durch die beantragte Maßregel in Betreff der Remonte⸗Ankäufe, ſowohl 
in der Reihefolge der Provinzen, als der einzelnen Märkte alljährlich zu wechſeln, 
würde unverhältnißmäßig viel Zeit in Anſpruch genommen und eine vermehrte Aus⸗ 
gabe an Diäten und Reiſekoſten verurſacht werden. Um indeß dem Wunſche 
Unſerer getreuen Stände thunlichſt entgegen zu kommen, haben Wir einen Wechſel 
in der Art beſtimmt, daß künftig in dem Großherzogthum Poſen alle drei Jahre 
einmal mit dem Remonte-Ankauf begonnen werden wird. 

Einrichtung einer Provinzial-Bank in Pofen. f 

3) Die Rückſichten auf die Creditverhältniſſe der Provinz Poſen haben be⸗ 
reits Veranlaſſung gegeben, daß die Hauptbank ſeit dem Jahre 1837 ein hie⸗ 
ſiges angeſehenes Banquierhaus verpflichtet hat, die Wollmärkte zu Poſen mit an⸗ 
ſehnlichen zu deſſen Dispoſition geſtellten Fonds zu beſuchen und die vorkommen⸗ 
den Wechſel und Anweisungen zu mäßigem Jinsfuße zu diskontiren. In gleicher 


Abſicht iſt ſeit dem Jahre 1839 bei den Negierungs - Hanptfajfen zu Poſen und 
Bromberg ein Lombard-Geſchäft für Rechuung der Hauptbank eingerichtet, wel⸗ 
ches den Einwohnern des Großherzogthums Gelegenheit bietet, Darlehn auf inlän⸗ 
diſche Staatspapiere, Seehandlungs-Prämienſcheine und Pfandbriefe zu mäßigen 
Zinſen zu nehmen, oder durch ſichern und wohlfeilen Verkauf ſolcher Effeeten un⸗ 
ter gleichzeitiger Bewilligung von Vorſchüſſen auf den Erlös, auf erleichterte Weiſe 
Geldgeſchäfte auszuführen. R \ 

Nicht weniger iſt neuerdings noch die Einrichtung getroffen worden, daß die 
Regierungs-Hauptkaſſe zu Poſen Anweiſungen auf die Hauptbank in Berlin oder 
das Bank-Comtoir zu Stettin ansjtellt, wodurch die Zahlungen, welche aus der 
Provinz Poſen an dieſen Hauptorten ihres Verkehrs zu leiſten ſind, eine Erleich⸗ 
terung erfahren. g ’ 

In welchem Maaße von dieſer letzteren Anordnung Gebrauch gemacht werden 
wird, läßt ſich zwar noch nicht beurtheilen, bei der ſeit dem Jahre 1839 beſte⸗ 
henden Einrichtung aber hat die Erfahrung bereits ergeben, daß die durchſchnitt— 
liche Geldanlage unbedeutend geblieben, obſchon gegen augemeſſene Sicherſtellung 
ausreichende baare Zahlungsmittel zu einem erheblich niedrigeren Zinsfuße, als 
ſonſt das Geld im Großherzogthum zu haben iſt, disponibel geſtellt waren. f 

Nach dieſen Ergebniſſen kaun der Antrag Unſerer getreuen Stände auf Ein: 
richtung eines Bankſyſtems nach Art der ritterſchaftlichen Bank von Pommern, für 


die dortige Provinz in der Stadt Poſen als in den Verkehr-Verhältniſſen und Be— 


dürfniſſen begründet nicht anerkannt werden. Deſſenungeachtet, und obgleich die 


Hauptbank auch fernerhin nicht außer Acht laſſen wird, die geeigneten Mittel und 


Wege zur Beförderung des Geldverkehrs aufzuſuchen, haben Wir in Anerkennung 
des Seitens Unſerer getreuen Stände durch jenen Autrag berhätigten Jutereſſe für 
die Bedürfniſſe der Provinz angeordurt, daß Seitens der Provinzialbehörden eine 
nähere Erörterung der Urſachen des, von den Ständen angedeuteten, nachtheili- 
gen Zuſtandes und der zur Abhilfe geeigneten Mittel erfolge, wobei Mitglieder 
des in der Petition vom dien April d. J. bezeichneten Ausſchuſſes zugezogen wer— 
den ſollen. i 

Nach dem Ergebniß dieſer Ermittelungen und näheren Prufung behalten Wir 


Uns die weitere Entſchließung vor. 


Gleichſtellung der Lehrer am Marien und Friedrich Wilhelms Gymnaſium zu Poſen. 
4) Was die Petition Unſerer getreuen Stände wegen Gleichſtellung der Leh— 


rer⸗Beſoldungen an dem Marien -Gymnaſium zu Poſen mit denen des Friedrich 


Wilhelms-Gymnaſiums daſelbſt, jo wie wegen Feſiſtellung eines Ascenſions⸗Ver⸗ 
hältniſſes der Lehrer anlangt, jo iſt durch Unſeren Miniſter der geiſtlichen, Un⸗ 
terrichts- und Medizinal-Angelegenheiten das Erforderliche bereits eingeleitet 
worden, damit für das Marien-Gymnaſium, welches übrigens nicht, wie Unſere 
getreuen Stände vorausſetzen, eines feſten Etats ſeither entbehrt, in Folge der, in 
der letzten Zeit geſtiegenen, Frequenz der Anſtalt ein neuer Etat, welcher die ge⸗ 
genwärtigen Bedürfniſſe des Gymnaſiums, fo wie eine angemeſſene Gleichſtellung 
der Beſoldungen der Lehrer an demſelben mit denen des Friedrich Wilhelms Gym⸗ 
naſiums ins Auge faßt, aufgeſtellt werde. Ein unbedingtes Ascenſionsrecht kann 


zwar den Lehrern der Anſtalt nach den beſtehenden Grundſätzen nicht zugeſtanden 


werden; bei eintretenden Stellen⸗Erledigungen werden jedoch bewährte Pflichttreue 


und tüchtige Leiſtungen ſtets billige Anerkennung finden. 
Penſions Neglement für die Beamten der höheren Lehranſtalten. 1 
5) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände wegen baldigen Ellaſſes des 
Penſions⸗Reglements für die Lehrer und Beamten der höheren Lehrauſtalten er 
öffnen wir denſelben, daß die Auſmerkſamkeit Unſerer Behörden dieſem Gegeaſtande 
unausgeſetzt zugewandt iſt. 


Gleichſtellung der polniſchen und r e im Unterricht am Gymnaſlum 
zu Liſſa. 


6) Dem Verlangen, daß an dem Gymnaſium zu Liſſa die eine Hälfte der 


Unterrichts⸗Gegenſtände polniſch, die andere deutſch durch alle Klaſſen vorgetragen 


werde, liegt weſentlich die nicht begründete Vorausſetzung zum Grunde, daß die 
Hälfte der Schüler dieſer Anſtalt polniſcher Abkunft ſei und es ihnen ſchwer werde, 
den Vorträgen in deutſcher Sprache mit gehörigem Erfolge nachzukommen. Von 
280 Schülern dieſes Gymnaſiums find gegenwärtig 89 polniſcher Abkunft, welche 
insbeſondere von der Quarta an, dem deutſchen Vortrage mit Leichtigkeit folgen, 


wie denn auch ſeither die polniſchen Schüler der Anſtalt bei den Abiturienten-Prü⸗ 
fungen im Deutſchen in der Regel Befriedigendes, ohne Nachtheil für die Kennt— 


niß ihrer Mutterſprache und für ihre Geſammtbildung, geleiſtet haben. Unſere 
getreuen Stände werden bei näherer Erwägung ſich ſelbſt überzeugen, daß ihrem 


Antrage, bei einem Gymnaſium in einer faſt ausſchſchließlich von Deutſchen be— 


wohnten Stadt, welches in überwiegender Mehrzahl von deutſchen Schülern be— 


ſucht wird, um ſo weniger Folge gegeben werden kann, als dieſes Gymnaſium aus der 
evangeliſch⸗reformirten und evangeliſch-lutheriſchen Stadtſchule herovorgegangen iſt. 
Denjenigen, außerhalb Liſſa gebürtigen Schülern polniſcher Abkunft, welche der 


deutſchen Sprache beim Eintritt in das Gymnaſium entweder gar nicht oder doch 


nicht in hinreichendem Maaße mächtig ſind, ſind andere Anſtalten in Prien, Trze⸗ 

meſzuo und nunmehr auch in Oſtrowo geöffnet, in deren vier untern Klaſſen das 

Polniſche die Unterrichtsſprache iſt. N a 
Der von Unferen getreuen Ständen geäußerte Wunſch, daß die polniſche 


Literatur den Schülern polniſcher Abkunft von Lehrern gleicher Abſtammung in 


ihrer Mutterſprache vorgetragen werden möge, iſt theilweiſe ſchon ſeit meh⸗ 
reren Jahren erfüllt worden, und wird von jetzt an nach einer von der Provin- 
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zialbehörde bereits getroffenen Auordnung in vollſter Ausdehnung erfüllt werden. 
Da unter den Lehreen des Gymnaſiums zu Liſſa nur zwei des polniſchen nicht kuu— 
dig find, fo hat die Beſtimmung, daß auch bei dieſer Anſtalt auf die Anſtellung 
von Lehrern, welche beider Sprachen mächtig, Bedacht genommen werden ſoll, be— 
reits Berückſichtigung gefunden. Auf die Anſtellung von Lehrern, die der polni— 
ſchen Sprache mächtig ſind, wird übrigens auch in Zukunft Bedacht genommen 
werden, ſo weit dies ohne Beeinträchtigung der von dem evangeliſch-reformirten 
Ephorat wahrzunehmenden Rechte geſchehen kann. 
Gründung einer katholiſch-polniſchen Mädchenſchule zu Poſen. 

7) Den Antrag Unſerer getreuen Stände auf Gründung einer höheren ka— 
tholiſchen Mädchenſchule in der Stadt Poſen ſind Wir im Allgemeinen geneigt zu 
berückſichtigen, müſſen Uns jedoch die nähere Beſchlußnahme vorbehalten. 
Befreiung der Tagelöhner und Dienſtleute von den Veiträgen und Laſten zu Neubau— 

ten und Reparaturen an Kirchen und Schulen. 

8) Auf den wohlgemeinten Antrag, daß Tagelöhner und Dienſtleute von den 
Beiträgen und Laſten rückſichtlich der Neubauten und Reparaturen von Kirchen und 
Schulen ganz befreit werden mögen, behalten Wir Uns in der Hinſicht, daß 
ähnliche Verhältniſſe auch in anderen Provinzen vorkommen und der Gegenſtand 
daher einer näheren Erwägung bedarf, die Entſchließung vor. 

Heranziehung aller zu einem Schulverbande gehörigen Gutsbeſitzer zu den Vau⸗ und 
x Unterhaltungskoſten der Schulen. 

9) Der Antrag auf Heranziehung aller zu einem Schulverbande gehörigen 
Gutsbeſitzer zu den Koften der Unterhaltung der Volksſchulen wird feine Erledigung 
durch die neue, für die dortige Provinz zu erlaſſende Elementar-Schulordnung er— 
halten, deren Entwurf womöglich dem nächſten Landtage zur Berathung vorgelegt 
werden wird, 0 
Anſtellung von, der polniſchen Sprache kundigen Lehrern bei dem Marien ⸗Gymnaſlum 

zu Pofen und der Gymnaſien zu Trzemeſzuo und Oſtrowo. 

10) In Beziehung auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, daß in dem 
Marien⸗Gymnaſium zu Poſen, fo wie in den Gymmaſien zu Trzemeſzuo und Oſtro— 
wo die Unterrichtsſprache überall da die polniſche ſei, wo die mit Unſerer Geneh— 
migung von dem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen⸗ 
heiten unter dem 24. Mai 1842 erlaſſene Inſtruktion es verordnet, können Wir 
nicht unbemerkt laſſen, daß in dieſer Inſtruktion nicht Beſtimmungen wegen eines 
Gebrauchs der polniſchen Sprache als alleiniger Unterrichtsſprache enthalten find, 
wie ſolches Unfere getreuen Stände nach der vorliegenden Petition vorausſetzen. 
Die zur Leitung der Gymnaſien in Trzemeſzuo und Oſtrowo berufenen Direktoren, 
die einzigen ſeit dem Jahre 1842 an die katholiſchen Gymnaſien der Provinz Po⸗ 

ſen aus anderen Provinzen verſetzten Schulmänner, find der polniſchen Sprache 
in hinreichendem Grade mächtig, und da alle geprüften Schulamts-Kandidaten 
polniſcher Abkunft bereits Beſchäftigung oder Anſtellung gefunden haben, ſo iſt 
zur Zeit um ſo weniger Grund vorhanden, die wenigen, ſchon vor längerer Zeit 
angeſtellten Lehrer, welche der polniſchen Sprache nicht mächtig ſind, zu verſetzen, 
als dieſe Maßregel nicht ohne Schwierigkeit in Ausführung zu bringen iſt, wenn 
ſowohl auf die Anſprüche der bethelligten Lehrer, als auf die Verhältniſſe der Lehr⸗ 
Anſtalten, zu welchen eine Verſetzung in Ausſicht zu nehmen, billige Rückſicht ge⸗ 
nommen werden ſoll. 

Die Gehaltsverhältniſſe der ſeither proviſoriſch beſchäftigten Kandidaten wer— 
den eheſtens feſtgeſtellt werden. 

Verbeſſerung des Einkommens der Elementarlehrer auf dem platten Lande. 

11) Was die auf Verbeſſerung des Einkommens der Elementarlehrer auf dem 
Lande gerichtete Petition anlangt, jo werden Wir dem Volksſchulweſen der dorti⸗ 
gen Provinz Unſere Fürſorge, wovon dieſelbe bereits Beweiſe in ausgedehntem 
Umfange empfangen hat, auch fernerhin gern bethätigen. Die Beſoldungsverhält— 
niſſe der Elementar-Schullehrer werden durch die zu erlaſſende neue Schulordnung 
in angemeſſer Weiſe regulirt werden. Bei der beſonderen Theilnahme, welche, wie 
Wir gern vernommen, Unſere getreuen Stände der bedrängten Lage vieler Elemen⸗ 
tar⸗Lehrer widmen, glauben Wir auch deren thätige Mitwirkung zur Aufbringung 
der für die Zukunft erforderlichen Mehrbedürfniſſe mit Zuverſicht erwarten zu können. 

Die Angelegenheit wegen Einrichtung von Klein-Kinderbewahr-Anſtalten bes 
rührt ein Feld, welches vorzugsweiſe und um ſo mehr der Wirkſamkeit der Pri⸗ 
vatwohlthätigkeit zu überlaſſen iſt, als man dieſen Weg auch in den übrigen Pro— 
vinzen verfolgt. 


Errichtung zweier Fakultäten, einer theologiſchen und einer philoſephiſch- cameraliſti⸗ 
3 ſchen in der Stadt Poſen. 


er 


eben. 
5 philoſophiſch-eameraliſtiſchen Fakultät gerichteten Antrage ſowohl in Hinſücht 
auf Zweckmäßigkeit, als auch rückſichtlich der Ausführbarkeit entgegen. Wir befin⸗ 
den Uns daher nicht in der Lage dem Wunſche Uuſerer getreuen Stände entſprechen 
zu können. Die bereits beſchloſſene Erweiterung des Clerical-Seminars in Poſen 
zu einer, aus einer theologiſchen und philoſophiſchen Abtheilung beſtehenden Höhe- 
ren Lehranſtalt wird indeſſen eheſtens zur Ausführung kommen, und dadurch den 
künftigen Mitgliedern des katholiſch- geiſtlichen Standes der Erzdiözeſe geeignete 
Gelegenheit verſchafft werden, neben dem Studium ihrer Berufswiſſenſchaft, auch 
ihre allgemein wiſſenſchaftliche Bildung zu befeſtigen und zu erweitern. 
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Neviſion des Wechſel-Rechts. 

13) Der Entwurf eines neuen Wechſelrechts unterliegt der Berathung des 
Staatsraths und werden demnach die auf die Beſchleunigung dieſer Angelegenheit 
gerichteten Wünſche Unſerer getreuen Skände eine baldige Erledigung finden. 

Errichtung von Handelsgerichten. 

14) Der Antrag „auf Einführung von Handelsgerichten in den Städten 
Poſen, Bromberg und Liſſa“ wird bei der dem Staatsrathe aufgetragenen Be⸗ 
gutachtung einer Verordnung über die Errichtung von Handelsgerichten berückſich⸗ 
tigt werden. 

Hort: und Jagd⸗Polizei-Orrdnung. 

15) Die Entwürfe einer allgemeinen Forſt- und Jagd-Polizei-Ordnung und 
eines Geſetzes wegen Beſtrafung des Wilddiebſtahls und der Jagd-Contraventionen 
ſind unter Berückſichtigung der gutachtlichen Aeußerungen des fünften Provin— 
zial⸗Landtages umgearbeitet und Unſerem Staatsrathe zur Berathung überwieſen 
worden. 

Verkauf der Waldſtreu in den Königlichen Forſten. 

16) Dem Antrage: den Verkauf von Waldſtreu in den Theilen Unſerer For⸗ 
ſten, welche mit ausgewachſenen Kiefern beſtanden ſind, zur Unterſtützung des 
Ackerbaues zu geſtatten, kann in ſolcher Ausdehnung nicht entſprochen werden. 
Die Erfahrung hat darüber entſchieden, daß der meiſtens magere Waldboden der 
Kiefernforſten, wenn ſolches ſeines einzigen weſentlichen Ernährungsmittels beraubt 
wird, nur dürftige, vorzugsweiſe durch den Juſeetenfraß leidende Beſiände erzeugt 
und daß die Wegnahme der Streu ſelbſt in den älteren Kiefernbeſtänden kurz vor 
ihrer Verjüngung nachtheilige Folgen auf die demnächſt zu erziehenden jungen 
Beſtände äußert, keinesweges aber, wie Unſere getreuen Stände vermeinen, den 
Raupenfraß vermindert, ſondern im Gegentheil ſolchen vermehrt. Das Streube— 
dürſniß der bäuerlichen Einſaſſen wird jedoch in beſonders dazu geeigneten Fällen, 
wie bisher, fo auch fernerhin von der Forſtverwaltung in dem Umfange berückſich⸗ 
tigt werden, wie es die Erhaltung und nachhaltige Ertragsfähigkeit der Forſten 
geſtattet. 

Verleihung einer allgemeinen Staasverſaſſung. 

17) Der Antrag auf Gewährung einer Staatsverfaſſung iſt nicht durch das 
fpeeielle Intereſſe der daſigen Provinz motivirt und erſcheint überdies als theil- 
weiſe Wiederholung der durch Unſere Eröffnung vom 12. März 1843 entſchieden 
zurückgewieſenen Geſuche. 

Es erfolgt daher kein weiterer Beſcheid. 

Nennung der Namen der Redner in den abzudruckenden Landtags⸗ Protokollen. 

18) Unſere für die Landtage aller Provinzen erlaſſene Beſtimmung, daß we⸗ 
der in den zu veröffentlichenden Laudtagsberichten, noch in den abzudruckenden 
Landtags⸗Protokollen die Namen der Redner genannt werden, beruht auf xeiflich 
erwogenen Gründen, und Wir können von derſelben abzugehen, durch den An— 
trag Unſerer getreuen Stände in der Denkſchrift vom 15. d. J., Uns nicht bewo⸗ 
gen finden. 

Wiederholung zurückgewieſener Petitionen. 
19) Den auffallenden Antrag: die ebenfalls für alle Provinzen gleichmäßig 
beſtehende Vorſchrift des §. 48. des Geſetzes vom 27. März 1824, 
daß einmal zurückgewieſene Petitionen nur alsdann, wenn wirklich neue 
Veranlaſſungen oder neue Gründe eintreten, und immer nur erſt bei künſti⸗ 
ger Berufung des Landtages erneuert werden dürſen, 
aufzuheben, weiſen Wir hiermit zurück. 
Wählbarkeit der Stadtverordneten zu Landtags- Abgeordneten un Stande der Städte. 
20) Auf den erneuerten Antrag, 
daß allen den Bürgern in den Städten, welche qualiſieirt ſind, zu Stadt⸗ 
verordneten gewählt zu werden, auch die Wahlfaͤhigkeit zu Landtags -Abge⸗ 
ordneten beigelegt werde, 
geben Wir Unſeren getreuen Ständen, mit Hinweiſung auf den über den gleichen 
Antrag ſchon in dem Landtags-Abſchiede vom 30. December 1843 ertheilten Be: 
ſcheid, hiermit zu erkennen, daß Wir dieſem Antrage zu entſprechen Uns nicht bes 
wogen finden. 

Denn zunächſt iſt das Grund-Eigenthum eine weſentliche Bedingung der Land⸗ 
ſtandſchaft und Wir ſind nicht gemeint, in ſolchen Beſtimmungen, welche in den 
Grundprineipien der ſtändiſchen Vertretung beruhen, und in den ſtändiſchen Geſez⸗ 
zen für alle Provinzen gleichmäßig vorgeſchrieben find, Abaͤnderungen eintreten zu 
laſſen. Aber auch die weitere Vorſchrift des §. 10. des Geſetzes vom 27. März 
1824 ' 

daß als Abgeordnete des zweiten Standes nur ſtädtiſche Grundbeſitzer ge— 
wählt werden können, welche entweder zeitige Magiſtratsperſonen ſind, oder 
ein bürgerliches Gewerbe treiben, 
müſſen Wir unverändert beſtehen laſſen. Dieſelbe beruht auf dem Grundſatze, daß 
jeder Stand durch Abgeordnete vertreten werden ſoll, die demſelben wirklich ange- 
hören und aus feiner Mitte hervorgehen. Dieſer Grundſatz würde aber weſentlich 
verletzt werden, wenn zu Landtags-Abgeordneten ſtädtiſche Grundbeſitzer gewählt 
werden könnten, welche blos die Bedingungen der Wählbarkeit zum Stadtoverord⸗ 
neten erfüllen, indem alsdann Perſonen, welche einen ſtädtiſchen Grundbeſitz er» 
werben, übrigens aber ihren ſonſtigen Standes- und Berufsverhältniſſen nach, 
keinesweges vorzugsweiſe bei den ſtädtiſchen Intereſſen betheiligt ſind, zu ſtädti⸗ 
ſchen Landtags-Abgeordneten gewählt werden könnten. 
Vermehrte Vertretung der Landgemeinden auf den Land⸗ und Kreistagen. 
21) In Beziehung anf den Antrag, 


daß die Zahl der Abgeordneten des Standes der Landgemeinden auf den 
Landtagen und auf den Kreistagen, nach Maßgabe des Grundbeſitzes dieſes 
Standes im Verhältniß zu dem Grundbeſitze des erſten Standes vermehrt 
werde, 
verweiſen Wir auf Unſere bereits in dem Landtags-Abſchiede' vom 30. Decem⸗ 
ber 1843. ausgeſprochene Willensmeinung, daß Wir es dermalen nicht an der 
Zeit finden, Veränderungen in den einzelnen Beſtimmungen der ſtändiſchen Geſetze 
vor zunehmen, wie denn dieſelbe Rückſicht auch dem ferneren Antrage Unſerer ges 
treuen Stände, 
daß zur Ausübung des Wahlrechts im Stande der Landgemeinden der Be⸗ 
ſitz eines ländlichen Grundſtücks von 15 Magdeburger Morgen genügen 
möge, 
eutgegenſteht. 

Wenn aber hieran auch noch weiter der Antrag geknüpft worden iſt, daß den 
Wählern im Stande der Landgemeinden geſtattet werde, auch Vertreter, welche 
dieſem Stande nicht angehören, ohne Rückſicht auf Grundbeſitz, jedoch mit Aus⸗ 
ſchluß der Beamten, zu wählen, jo können Wir dieſen Antrag nur entſchieden zu⸗ 
rückweiſen, da es, wie Wir ſolches ſchon vorſtehend sub Nr. 20. bemerklich ge⸗ 
macht haben, zu den Grundprinzipien der ſtändiſchen Vertretung gehört, daß jeder 
Stand durch Abgeordnete vertreten wird, die ihren Berufs- und Lebensverhältniſ⸗ 
fen nach, dieſem Stande auch wirklich angehören. 

Von dieſem Grundſatze ausgehend, enthält der §. 11. des Geſetzes vom 27. 
März 1824. die ausdrückliche Vorſchrift, daß zu der Eigenſchaft eines Landtags⸗ 
Abgeordneten des dritten Standes der Beſitz eines als Hauptgewerbe ſelbſt 


bewirthſchafteten Landgutes erfordert wird, und behält es bei derſelben lediglich 
ſein Bewenden. 


Was endlich den Antrag betrifft, 

daß die Wahlen im Stande der Landgemeinden, weil ſich hier leicht ein 

fremder Einfluß geltend mache, nicht mehr von den Landräthen, ſondern 

von den Kreis-Deputirten geleitet werden mögen, 
ſo hat derſelbe nur Unſer Befremden erregen können, und wollen Wir Unſeren ge⸗ 
treuen Ständen hiermit ausdrücklich zu erkennen geben, daß Wir die Landräthe 
für vorzugsweiſe geeignet halten, die Wahlen zu leiten, Wir auch zu denſelben das 
volle Vertrauen haben, daß ſie dabei um ſo mehr mit voller Unparteilichkeit verfah⸗ 
ren werden, als ſie in dieſer Beziehung Unſeren entſchiedenen Willen kennen. 

5 Wiederverleihung des Wahlrechts zu den Landrathsſtellen. 

22) Unſere getreuen Stände haben abermals um Wiederverleihung des Rechts, 
die Landräthe zu wählen, gebeten, und dabei zugleich eine weitere Ausdehnung 
der Wählbarkeit, auch die Aufhebung des Erlaſſes vom 13. September 1839., 
betreffend die Befugniß der Kreis-Deputirten, zeitweiſe behinderte Landräthe zu 
vertreten, beantragt. 8 TER, 

Die zur Unterſtützung dieſes Antrages aufgeftellte Behauptung, daß die Land⸗ 
raths⸗Aemter in der Provinz Poſen ſeit eingetretener Suspenſion des kreisſtändi⸗ 
ſchen Wahlrechts gewöhnlich mit Männern beſetzt ſeien, welche, allen Verhältniſſen 
ſremd, ohne Lokal- und Perſonal-Kenntniß, ſo wie ohne praktiſche Reife, das 
Vertrauen zwiſchen der Regierung und den Regierten zu begründen und die Liebe 
der Einwohner zu erlangen für unfähig zu halten wären, iſt durchaus unbegründet 
und muß umſomehr mit Ernſt zurückgewieſen werden, als die Berufung befähigter, 
geſchäftstundiger und wohlgeſinnter Männer zu erledigten Landrathsſtellen dieſer 
Provinz jederzeit Gegenſtand des Beſtrebens Unſerer Behörden und Unſerer Aller⸗ 
höchſteigenen Fürſorge geweſen iſt. 

Um ſo weniger können Wir Uns bewogen finden, unter noch unveränderten 
Umſtänden auf das gegenwärtige Geſuch, ſo weit daſſelbe das ſtändiſche Wahlrecht 
betrifft, einen anderen Beſcheid zu ertheilen, als mittelſt Unſeres Landtags-Ab⸗ 
ſchiedes vom 30. December 1843. Abtheilung II. Nr. 13. geſchehen. Der An⸗ 
trag wegen einer Erweiterung der Grenzen der Wählbarkeit, für den ohnehin keine 
Gründe angeführt ſind, erledigt ſich dadurch von ſelbſt. 

Da im Uebrigen auch auf die Vertretung zeitweiſe behinderter Landräthe durch 
hinlänglich qualifieirte Männer ſtets gewiſſenhaft Bedacht genommen wird, ſo bie⸗ 
tet ſich Uns keine Veranlaſſung dar, den Erlaß vom 13. September 1839. außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. f 

Bürgerliche Verhältniſſe der Juden. 

23) Der Zuſtand der jüdiſchen Bevölkerung der Provinz Poſen und die Mit⸗ 
tel einer Verbeſſerung ihrer bürgerlichen Verhältniſſe find bereits Gegenſtand nähe 
rer Ermittelungen geworden und die dahin gerichteten Anträge Unſerer getreuen 
Stände werden bei Feſtſtellung der vorbereiteten legislativen Maaßregeln näher 
erwogen werden. 

Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlungen. 
24) Der Antrag, 
auf Geſtattung der Oeffentlichkeit der Berathungen und Verhandlungen der 
Stadtverordneten, 
hätte, da ſolcher ſchon durch den Landtags-Abſchied vom 30. December 1843. 
zurückgewieſen worden, und in dem von Unſeren getreuen Ständen in Bezug ge⸗ 
nommenen Erlaſſe vom 19. April v. J. wegen Veröffentlichung von Berichten 
über die Wirkſamkeit der ſtädtiſchen Behörden keine zur Rechtfertigung der Erneue⸗ 
rung geeignete neue Veranlaſſung liegt, nach 8. 48. der Verordnung vom 27. 
März 1824. gar nicht zu Unſerer Kenntniß gebracht werden ſollen, und kann 
ſchon aus dieſem Grunde nicht berücksichtigt werden. 
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Landes, Wappen im Dienſiſtegel der Behörden des Großherzozihums Poſen. 

25) Der Antrag, 4 5 

zu geſtatten, daß außer den in der Verordnung vom 9. Januar 1817. ges 
nannten, auch alle übrigen Behörden und Beamten im Großherzogthum 
Poſen ſich deſſen Wappens auf Schild und Siegeln zu bedienen, angehal⸗ 
ten werden, a 
iſt nur eine Wiederholung des bereits vom dritten Landtage im Jahre 1 834. an⸗ 
gebrachten, durch den Landtagsabſchied vom 29. Juni 1835. zurückgewieſenen 
Antrages und hätte daher nach §. 48. des Geſetzes vom 27. März 1824. nicht 
angebracht werden ſollen. 
Gebrauch der polniſchen Sprache neben der deutſchen in Geſchäfts ſachen. 

26) Hinſichtlich des Gebrauchs der polniſchen Sprache bei den Verhaudlun— 
gen der Gerichts- und Verwaltungs Behoͤrden iſt durch die von Uns erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen Alles geſchehen, was die Verhältniſſe geſtatten. Eben jo wird auch 
bei der Beſetzung der Stellen auf die Kenntniß dieſer Sprache möglichſt Rüͤckſicht 
genommen und auf die Verbreitung der Kenntniß derſelben unter den jünge⸗ 
ren Beamten hingewirkt. Wir können den daher Anträgen Unſerer getreuen 
Stände auf eine Abänderung des gegenwärtigen Verfahrens keine Folge geben, 
vielmehr nur auf den in Unſerm Landtags Abſchiede vom 30. December 1843. 
ertheilten Beſcheid verweiſen, bei dem es lediglich bewenden muß. 


Wiederherſtellung der Grenzen des Großherzogthums Poſen in Gemäßheit des 
Wiener Tractats. 


27) Nach dem Patent wegen Beſitznahme des an Preußen zurückgefallenen 
Theiles des vormaligen Herzogthums Warſchau vom 15. Mai 1815. ſind die 
Kreiſe Culm und Michelau, die Stadt Thorn nebſt ihrem Gebiete und das linke 
Weichſelufer mit den unmittelbar an den Strom grenzenden oder in deſſen Niede⸗ 
rungen belegenen Ortſchaften, der Provinz Weſtpreußen zurückgegeben und dabei 
find Wir entſchloſſen, es bewenden zu laſſen. Was aber die ehemaligen Kreis⸗ 
bezirke Deutſch⸗Crone und Kamin betrifft, fo it das frühere Geſuch des zweiten 
Provinzial⸗Landtages, dieſelben dem Großherzogthum einzuverleiben, mittelſt des 
Landtags⸗Abſchiedes vom 14. Februar 1832. Abtheilung II. Nr. 3. abgelehnt 
worden, und hätte um jo weniger wieder aufgenommen werden ſollen, als neue 
Gründe fir das Geſuch nicht angeführt find, überdies aber die Unzuläſſigkeit der 
Gewährung Unſern getreuen Ständen ſelbſt hätte einleuchten ſollen. 

Heranziehung der Militairs und Geiſtlichen zu den Communal- Abgaben. 

28) Wegen der eigenthümlichen Verhältniſſe des Kriegerſtandes hat es ſeit 
dem Beſtehen des Preußiſchen Heeres als allgemeine Norm gegolten, daß die acti⸗ 
den Offiziere und Militair⸗Beamten keinen Communal⸗Abgaben unterworfen wer⸗ 
den können. Hierbei muß es überall verbleiben und kaun daher auf den Abände: 
rungs⸗Antrag Unſerer getreuen Stände nicht eingegangen werden. Aehnlich verhält 
es ſich mit der den Geiſtlichen und Lehrern in Beziehung auf ihr Dienſt⸗Ein⸗ 
kommen ebenfalls ſeit uralter Zeit zuſtehenden, früher noch ausgedehnteren Im— 
munität. g 
Verbeſſerung des Einkommens der Bürgermeiſter in den kleinen Städten. 

29) Aus der Petition Unſerer getreuen Stände vom 15. März d. J. haben Wir 
mit Wohlgefallen die Theilnahme erſehen, welche dieſelben der Lage der Bürger⸗ 


mit 2 
meiſter in den Heinen mit der Städteordnung nicht beliehenen Städten der Provinz 


widmen. Schon bisher find nicht nur Unſere Behörden fortwährend bemüht ge⸗ 
weſen, auf eine Verbeſſerung der Lage dieſer Beamten aus den eigenen Mitteln der 


Städte hinzuwirken, ſondern es iſt auch zu dieſem Zweck ſeit der Wiedervereini⸗ 
gung der Provinz mit Unſeren Staaten ein fortlaufender Zuſchuß aus Staatskaſ⸗ 
ſen bewilligt worden. 

Dieſen Zuſchuß wollen Wir, obwohl eine Verpflichtung dazu für den Staat 
nicht obwaltet, und den übrigen Städten, deren Communal⸗Behörden die Polizei- 
Verwaltung übertragen iſt, deshalb beſondere Zuſchüſſe aus Staats ⸗Kaſſen nicht 
gewährt werden, auch die beabſichtigte Verordnung wegen des Sportulirens der 
unteren Verwaltungsbehörden den von Unſeren getreuen Ständen angenommenen 
Einſluß auf die Lage der Bürgermeister inſofern nicht ausübt, als denſelben ein 
Recht auf den Genuß der bisher erhobenen Sporteln nicht zuſtand, nicht nur fer— 
ner zahlen laſſen, ſondern auch, in Erwägung der angeführten Momente, für 
die Folge, ſo lange das Bedürfniß fortdauert, verſtärken. Dadurch und durch die 
nach Maaßgabe des zunehmenden Wohlſtandes anzuordnende Erhöhung der von 
den Stadt⸗Communen ſelbſt aufzubringenden Beträge, worauf Unſere Behörden 
ferner ebenſo Bedacht nehmen werden, wie auf die Verbindung der Stellen der 
Bürgermeiſter mit anderen damit vereinbaren amtlichen Functionen, wird der Zweck 
vollſtändiger erreicht werden, als durch die beantragte Aufſtellung eines Normal⸗ 
Beſoldungs. Etats, welcher ohne Bedrückung der Communen nicht ausführbar und 
inſofern nicht zweckmäßig fein würde, als dabei jede Rückſicht auf die ſehr verſchie⸗ 
denen individuellen Verhältniſſe der einzelnen Bürgermeiſter wegfiele, 

Etrichtung von Credit, Anſtalten für ſtädtiſche und ländliche Beſitzungen. 

30) Der von Unſeren getreuen Ständen beantragten Errichtung von Credit⸗ 
Anſtalten für den ſtädtiſchen und bäuerlichen Grundbeſitz nach Art des für die ade⸗ 
ligen Güter dort beſtehenden Eredit⸗Inſtituts ftehen zwar überhaupt und wegen der 
eigenthümlichen Verhältniſſe des ſtädtiſchen und bäuerlichen Grundbeſitzes im Groß⸗ 


herzogthum Poſen noch beſondere, gewichtige Bedenken entgegen: indeß iſt gleich⸗ 


wohl Unſer Ober⸗Präſident der Provinz angewieſen worden, mit Hinzuziehung 
ſachkundiger Männer näher zu unterſuchen und feſtzuſtellen, in wiefern daſelbſt die 
Bedingungen vorhanden ſind, welche bei Errichtung ſolcher Anſtalten unerläßlich 
porausgeſetzt werden müſſen und ob die letztern wirklich geeignet erſcheinen, den 


ftäbtifchen und bäuerlichen Grundbeſitzern diejenigen Vortheile zu gewähren, 
welche Unſere getreuen Stände denſelben zugewendet zu ſehen wünſchen. Erſt nach 
Beendigung dieſer Vorunterſuchung werden Wir Unſere getreuen Stände auf ihren 
Antrag mit einem Endbeſcheid verſehen können. 

Feſtſetzung des Etats der Provinzial⸗Feuer⸗Societät. 

31) Die Prüfung und Beſtätigung des Etats für die Provinzial-Feuer⸗Societät 
ſteht in einem nothwendigen Juſammenhange mit der Verwaltung derſelben. Da 
nun eine ſtändiſche Verwaltung für die gedachte Societät nicht beſteht, ſo können 
Wir es nicht für angemeſſen erachten, einen einzigen weſentlichen Akt der Verwal⸗ 
tung in der Prüfung und Beſtatigung des Etats Unſeren getreuen Ständen, wel⸗ 
chen ohnedies die dazu nothwendigen Materialien ſehlen würden, zu übertragen. 

Eine genügende Veranlaſſung zu dem vorliegenden Antrage iſt auch um fo 
weniger anzuerkennen, als den Ständen unbenommen bleibt, ihre etwanigen Ein⸗ 
wendungen gegen den erwähnten Etat bei der ihnen nach §. 98. des Reglements 
zuſtehenden Super⸗Reviſion der Provinzial Feuer⸗Societäts-Kaſſen-Rechnung, oder 
auf einem ſonſt verfaſſungsmäßigen Wege zur Sprache zu bringen. 

Beginn der rechtlichen Wirkung der Feuer-⸗Verſicherungs⸗Anträge. 

32) Nach dem Vorſchlage Unſerer getreuen Stände wollen Wir die Beſtim⸗ 
mung Unſerer Ordre vom 6. Auguſt 1841 dahin abändern: 
daß die rechtliche Wirkung des Antrages auf Verſicherung von Gebäuden oder 
auf Erhöhung der bisherigen Verſicherungs- Summen ſchon mit der Mit⸗ 
tagsſtunde des Tages eintreten ſoll, am welchem der Antrag bei dem Kreis⸗ 
Direktor präſentirt worden iſt, mit der Maßgabe, daß der Verſicherer den 
erklärten Beitritt oder die von ihm in Antrag gebrachte Erhoͤhnng der Vers 
ſicherungs⸗Summen gleichzeitig der Provinzial⸗Direktion anzuzeigen hat, und 
ſich den ſpäteren Beſtimmungen der letzteren in Betreff des Verſicherungs⸗ 
Werths unterwerfen muß. 

Der entſprechende Befehl wird vorſchriftsmäßig veröffentlicht werden. 

Abänderung einiger baupolizeilichen Vorſchriſten des Allgemeinen Landrechts. 

33) Zu der beantragten Abänderung der in den §8. 139. bis 147., Titel 
8., Theil J. des Allgemeinen Landrechts enthaltenen Vorſchriſten iſt ein zureichen⸗ 
des Bedürfniß nicht anzuerkennen. Inſoweit es angemeſſener erſcheint, daß in den 
Städten die nen aufzuführenden Gebäude in den Straßen und an öffentlichen Plaz⸗ 
zen durch einen Zwiſchenraum nicht unterbrochen, ſondern, ſoweit dem beſondere 
Localverhältniſſe nicht entgegenſtehen, unmittelbar an dem nachbarlichen Grund- 
ſtücke aufgeführt werden, kann dies ſchon gegenwärtig durch beſondere Polizeige⸗ 
ſetze in Gemäßheit des 8. 139. a. a. O. angeordnet werden. Indem beabſichtigt 
wird, die Regierungen zu dieſen Anordnungen zu ermächtigen, wird dadurch zu⸗ 
gleich ein weſentlicher Theil des Antrages Unſerer getreuen Stände in Erfüllung gehen. 


Vertheilung der Beiträge für die Provinzial-Inſtitute durch Beſchlußnahme der 
Kreisflände, > 


34) Wir genehmigen, daß die Beiträge zur Unterhaltung der Provinzial⸗ 
Inſtitute, als: f 3 
der Irren-Heilanſtalt zu Owinsk, 
der Correktions⸗Anſtalt zu Koſten, 
des Taubſtummen⸗Inſtituts zu Poſen, 
des Provinzial Armen = Fonds, 
nach der Seelenzahl auf die einzelnen Kreiſe und die nicht im Kreisverband ſtehen⸗ 
den Städte Poſen und Bromberg vertheilt werden, die weitere Vertheilung des auf 
jeden Kreis fallenden Kontingents unter die einzelnen Gemeinden aber der Be⸗ 
ſchlußnahme der Kreisſtände, unter verfaſſungsmaͤßiger Mitwirkung der Regierung, 
überlaſſen bleibe. 

Wegen Veröffentlichung der desfalls von Uns erlaſſenen Ordre durch die Amts⸗ 
blätter der Provinz, wird das Erforderliche veranlaßt werden. 

Beſeitigung der Cenſur und Einführung eines Preßgeſetzes. 
35) Unſere getreuen Stände haben darauf angetragen, 
die Hinderniſſe, welche der Abſchaffung der Cenſur entgegenſteben, beſelti— 
gen zu laſſen, und Preßfreiheit zu gewähren. 

Eine nähere Motivirung dieſes Antrages haben Unſere getreuen Stände nicht 
für erforderlich gehalten Lägen die Gründe für denſelben darin, daß das in den 
beſtehenden Geſetzen gegebene Maaß freier Bewegung in der Preſſe billigen An⸗ 
ſprüchen nicht entſpreche, jo würden wir dies in keiner Weiſe anzuerkennen vermbö⸗ 
gen; lägen fie dagegen darin, daß die Preſſe durch Angriffe nicht nur gegen Gins 
zelne, ſondern auch gegen Staat und Kirche die gewieſenen Schranken zu durch⸗ 
brechen täglich bemüht ſei, und dieſen Verſuchen nicht immer rechtzeitig begegnet 
werden könne, jo müßte die Richtigkeit dieſer Behauptung an ſich leider zugegeben 
werden. 

Ob aber dieſe Erfahrung dahin führe, die Nothwendigkeit einer die ganze 
Preßgeſetzgebung umſaſſenden legislativen Abhülfe anzuerkennen, nach welcher Rich⸗ 
tung hin eine ſolche in dieſem Falle zu lenken ſei, und ob deshalb die alsdann erfor⸗ 
derlichen Schritte bei dem deutſchen Bunde zu thun ſeien, Alles das müſſen Wir 
Unſerer reiflichen Erwägung vorbehalten. 

Aufhebung der Cenſur für die ae ee und ruſſiſcher Cenſur gedruckten 
iften. 


36) Die von Unſeren getreuen Ständen beantragte Aufhebung der Beſtim⸗ 
mung der Ordre vom 19. Februar 1834 für die in Oeſterreich und Rußland er⸗ 
scheinenden Schriften würde eine Ausnahme von einem allgemein geſetzlichen Grund⸗ 
ſatze fein, die Wir um ſo weniger anordnen können, als die Verbreitung derarti⸗ 

(Beilage.) 


— 


4. Beilage zur Zeitung 


für das Großherzogthum Poſen. 


den 6. Januar 1846. 


... —.—. —. —. . —. . —— — 


ger Schriften durch die vorgängige Ertheilung der Debitserlaubniß nicht erheblich 
erſchwert wird. a 
Nichtung der Eiſenbahn von Berlin nach Königsberg. 

37) Zur Vorbereitung Unſerer Beſchlußnahme über die Richtung, welche für die 
Eiſenbahn⸗Verbindung zwiſchen Berlin und Königsberg auf der Strecke von Berlin 
bis zur Weichſel nach dem von Uns beſtimmten Uebergangspunkte bei Dirſchau zu 
wählen iſt, haben Wir zunächſt noch einige anderweite Erörterungen für erforder— 
lich erachtet, bis zu deren Beendigung Wir Unſere ſchließliche Entſcheidung Uns 
vorbehalten müſſen. Unſere getreuen Stände dürfen ſich verſichert halten, daß hierbei 
die mannigfachen, in Betracht kommenden Verhältniſſe und Intereſſen eine um: 
faſſende ſorgfältige Erwägung finden, und insbeſondere auch die Intereſſen Unſe⸗ 
res Großherzogthums Poſen nicht unerwogen bleiben werden. 

Wir können indeſſen für den von Unſeren getreuen Ständen angedeuteten Fall, 
daß die gedachte Eiſenbahn nicht von Frankfurt a/ O. über Poſen und Bromberg 
geführt würde, die beantragte Zuſicherung, daß die in Unſerer Ordre vom 22. 
November 1842 verheißenen Unterſtützungen des Staats auch für das Unterneb- 
men einer Eiſenbahn von Frankfurt nach Poſen und für das Unternehmen einer 
Eiſenbahn von Schleſien über Poſen und Bromberg nach Preußen gewährt werden 
ſollen, nicht ertheilen, indem Wir jedenfalls auf eine Verbindung von Poſen mit 
Stettin und der Hauptbahn werden Bedacht nehmen laſſen, auch die Ausführung 
einer Eiſenbahn von Poſen nach Schleſien ohne Unterſtützung des Staats bereits 
eingeleitet worden iſt, und im allgemeinen Intereſſe keine beſonderen Rückſichten 
vorliegen, um für anderweite Eiſenbahn-⸗Unternehmungen in Unſerer Provinz Po⸗ 
ſen, wenn ſolche überhaupt zur Genehmigung geeignet befunden werden möchten, 


die Betheiligung und Unterſtützung des Staats eintreten zu laſſen. 
Zögerungs⸗Zinſen des Fiscus. 

38) Der Autrag auf Beſchleunigung der Modification des Geſetzes über die 
Rechte des Fiscus hinſichtlich der Zinſen vom 7. Juli 1833. hat durch das Ge⸗ 
ſetz über die Verpflichtung des Fiscus zur Zahlung von Zögerungszinſen vom 7. 
März d. J. ſeine Crledigung gefunden. 2 

Allgemeine Wegeordnung. 

39) Die Berathung über den Entwurf der allgemeinen Wegeordnung haben 

Wir zu beſchleunigen anbefohlen. 


Einführung der Mühlen⸗Ordnung vom 28. Oktober 1810. 
40) Die in der Denkſchrift vom 4. April d J. beantragte Einführung der 
Mühlenordnung vom 28. Oktober 1810. im Großherzogthum Poſen, würde, 


wenn hierauf einzugehen ſein ſollte, eine Umarbeitung jenes Geſetzes nöthig ma⸗ 
chen, weil deſſen Faſſung theils mit der veränderten Steuergeſetzgebung nicht mehr 
im Einklange ſteht, theils in der Anwendung ungenügend befunden iſt, und eben 
fo würden die zu §. 3. a. a. O. nachträglich vorgeſchriebenen Mühlenwaage-⸗Tabel⸗ 
len vom 15. Februar 1811. und vom 13. März 1813. einer Reduction nach 


den durch die Maaß- und Gewichts⸗Ordnung vom 16. Mai 1816. beſtimmten. 


Maaßen und Gewichten bedürfen. . 

Wir haben aus der obigen Deukſchrift Veranlaſſung genommen, eine nähere 
Erörterung der vorliegenden Angelegenheit durch die Behörden anzuordnen, bei 
welcher zur Erwägung kommen wird, ob der Erlaß einer beſonderen, auf die Müh⸗ 
len⸗Ordnung vom 28. Oktober 1810. gegründeten Verordnung für das Groß⸗ 
herzogthum Poſen, oder eine allgemeine Reviſion der gedachten Mühlen⸗Ordnung 
für den Umfang der Monarchie den von Unſeren getreuen Ständen gewünſchten 
Erfolg verſprechen dürfte. Bis zur Erledigung der hierüber einzuleitenden Ver⸗ 
handlungen bleibt Unſere weitere Entſchließung vorbehalten. 

Erleichterung des Handels: Verkehrs mit dem Auslande. 

41) Unſere getreuen Stände mögen vertrauen, daß die Handels⸗Verhältniſſe des 
Großherzogthums mit dem benachbarten Auslande fortdauernd ein Gegenſtand Uns 
ſerer landesväterlichen Fürſorge ſind. 

Abſchaffung der Lotterie. 

42) Die Aufhebung der Lotterie, welche Unſere getreuen Stände beantragen, 
kann, wenn nicht wichtige finanzielle Rückſichten ohne Sicherheit des beabſichtigten 
Erfolges aufgegeben werden ſollen, nur im Zuſammenhange mit einer, von den 
andern deutſchen Bundesſtaaten zu beſchließenden gleichartigen Maaßregel ſtattfin⸗ 
den. Es ſind deshalb Verhandlungen eingeleitet und deren Ergebniſſe abzuwarten. 

Modification des Grnndſtenergeſetzes vom 14. Oktober 1844. 

43) Die in der Denkſchriſt vom 7. April 1843. enthaltenen Anträge find 
ſchon bei der Abfaſſung der Verordnung vom 14. Oktober v. J. über die ander⸗ 
weite Regulirung der Grundſtener, ſoweit es mit den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen wegen der Grundſteuer und dem Zwecke einer angemeſſenen Regulirung der— 
ſelben in der dortigen Provinz vereinbar geweſen iſt, berückſichtigt worden. Wir 
können Uns hiernach, und indem Wir auf die anliegende Denkſchrift Unſeres Finanz 
Miniſters *) verweiſen, nicht bewogen finden, den anderweiten Anträgen Unſerer 
getreuen Stände auf eine Abänderung der Verordnung Folge zu geben. 

Aufbringung der Beiträge zum Provinzial⸗Straßenbau Fonds. 

44) Wir genehmigen die in der Denkſchrift vom 4. April d. J. beantragte Abän⸗ 
derung der Verordnung vom 21. Juli 1843. dahin, daß die vom Großherzogthum 
Poſen jährlich aufzubringenden Veiträge zum Provinzial⸗Straßenbau⸗Fonds künftig 
zur einen Hälfte nach dem Maaßſtabe der direkten Steuern, zur anderen Hälfte nach 
dem Maaßſtabe der Bevölkerung auf die einzelnen Kreiſe vertheilt werden ſollen. 

Aufhebung der unterſten Abtheilung der Klaſſenſteuer. 
45) Wir wollen zwar die wohlgemeinte Abſicht, welche Unſere getreuen Stände 


*) Vergl. am Schluſſe. 


bei dem Antrage auf eine weitere Verminderung der Staats⸗Abgaben der ärmeren 
Volksklaſſen geleitet hat, gern und beifällig anerkennen. Die anheimgeſtellte gänz⸗ 
liche Befreiung der Steuerpflichtigen der letzten Stufe der Klaſſenſteuer würde in⸗ 
deſſen einen ſehr bedeutenden Ausfall der Staats⸗Einnahmen zur Folge haben, 
welchen der Zuſtand des Staatshaushalts für jetzt nicht geſtattet. Wir werden 
aber dieſem Gegenſtande Unſere bisherige landesväterliche Fürſorge nicht entziehen, 
und wiewohl hiernach für jetzt der Zeitpunkt noch nicht gekommen ſein würde, wo 
nach den Auträgen Unſerer getreuen Stände von einer äquivalenten Ermäßig ung 
der Mahl- und Schlachtſteuer in den dieſer Abgabe unterworfenen Städten die 
Frage fein könnte, fo find dennoch bereits auf anderweite Veranlaſſung Erörterun⸗ 
gen darüber eingeleitet, ob und welche Erleichterungen bei der Mahl: und Schlacht⸗ 
ſteuer zu Gunſten der ärmeren Einwohner werden eintreten können. 
9 Aufhebung der Braumalzſteuer. 

46) Die beſtehende Braumalzſteuer belaſtet das Bier mit einem ſo geringen 
Betrage, daß dieſe Abgabe nicht als eine Veranlaſſung zur Verminderung des 
Brauerei-Gewerbes gelten kann, wenn daſſelbe in einzelnen Fällen wirklich aufge⸗ 
geben ſein ſollte; die Aufhebung der Steuer würde daher auf den Preis des Bie⸗ 
res beim Kleinverkaufe keinen Einfluß haben und es darum alſo auch zur Verdrän⸗ 
gung des Branntweins nicht geeigneter machen. Deshalb und weil der Staats⸗ 
haushalt den Betrag der Braumalzſteuer nicht ohne einen Erſatz aufgeben kann, iſt 
dem Wunſche Unſerer getreuen Stände wegen Aufhebung dieſer Steuer nicht zu 
entſprechen geweſen. Dagegen werden die Kontrollmaßregeln, welche die Erhe⸗ 
bung derſelben ſonſt mit ſich bringt, theils in Folge von Verträgen über Fixation 
der füt einzelne Brauereien zu erlegenden Steuer außer Anwendung gelaſſen, theils 
ſtets in demjenigen Maße erleichtert, als es ohne Gefährdung des Steuer⸗Ertrages 
geſchehen kaun, wie denn auch bereits im März v. J. die Erweiterung der Vor⸗ 
ſchrift im K. 21. des Steuergeſetzes vom 8. Februar 1819, nach welcher zur 
ſteuerfreien Bereitung des Haustrunkes nur gewöhnliche Kochkeſſel benutzt werden 
dürfen, von Uns genehmigt iſt. 

Nicht⸗Anwendbarteit der Geſetze vom 29. März 1844 auf den Nichterftand. 

47) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, die Geſetze vom 29. März 
1844 in Bezug auf richterliche Beamte außer Anwendung zu ſetzen, koͤnnen Wit 
nicht eingehen. 

Die Entfernung unwürdiger oder unfähig gewordener richterlicher Beamten iſt 
zur Sicherung einer unparteliſchen und gründlichen Rechtspflege, fo wie zur Auf⸗ 
rechthaltung der Würde und Chrenhaftigkeit des Richterſtandes, eben ſo unbedingt 
nothwendig, als die Unabhängigkeit deſſelben von jeder äußeren Einwirkung. Von 
dieſem Geſichtspunkte aus ſind die gedachten Geſetze, welche eben deswegen für 
richterliche Beamte ein beſonderes, die Unabhängigkeit des Richterſtandes ſicherndes 
Disziplinar-Verfahren anordnen und hinſichtlich der außerhalb des Strafverfahrens 
vorkommenden Verſetzungen es lediglich bei den beſtehenden Einrichtungen bewen⸗ 
den laſſen, in den verfaſſungsmäßigen Inſtanzen berathen und von Uns vollzogen 
worden. — Zu einer Abänderung finden Wir daher keine Veranlaſſung. 

Befugniß zur Errichtung von Familien Fidei⸗Kommiſſen. 

48) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, die Stiftung von Familien⸗ 
Fideitommiſſen für unzuläſſig zu erklaren, können Wir nicht eingehen, da ſich we⸗ 
der in der Monarchie überhaupt, noch auch in dem Großherzogthume Poſen ins⸗ 
beſondere, ein praktiſches Bedürfniß herausgeſtellt hat, welches die in dem An⸗ 
trage liegende Beſchränkung der freien Dispofition Unſexer Untertbanen über ihr 


Vermögen irgendwie rechtfertigen könnte. 
Geſtellung jedes polizeilich Verhafteten N 24 Stunden vor ſeinen ordentlichen 
chter. 


49) Anlangend den Antrag, eine geſetzliche Beſtimmung dahin zu erlaſſeu, 
daß ein polizeilich Verhaſteter innerhalb 24 Stunden vor den ordentlichen 
Richter geftellt werde, und daß Letzterer erkenne, ob die Verhaftung geſetz⸗ 
lich ſei oder nicht, 


ſo geben Wir Unſeren getreuen Ständen Folgendes zu erkennen: 


es beſteht bereits eine geſetzliche Vorſchrift (Allgemeines Landrecht Theil II. 
Titel 20. 88. 381. und 460.), welche den Zweck hat, zu verhindern, daß 
die polizeiliche Haft nicht ohne hinreichenden Grund verhängt oder verlän⸗ 
gert werde. Da nun von Unſeren getrenen Ständen keine Gründe ange⸗ 
führt worden, wodurch dargethan würde, daß dieſe Beſtimmung unwirkſam 
oder ungenügend ſei, ſo iſt ein Bedürfniß, die Geſetzgebung in der be⸗ 
antragten Weiſe abzuändern, nicht anzuerkennen. 
Vorladung vor die Schiedsmänner. 

50) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände wollen Wir hierdurch geneh⸗ 
migen, daß bei den Verhandlungen der Schiedsmänner der Verklagte, welcher auf 
die Vorladung des Schiedsmannes ausbleibt, ohne ſeine Abſicht, nicht erſcheinen 
zu wollen, zeitig vorher angezeigt zu haben, für die Unterlaſſung dieſer Anzeige 
eine Geldbuße von I Sgr. an die Orts-Armenkaſſe entrichten foll. 

Ungültigkeits⸗Erklärung der Trinkſchulden. 

51) Betreffend den Antrag, alle für den Genuß von Branntwein und an⸗ 
deren beranfchenden Getränken herrührenden Schulden für ungültig zu erklaren und 
demgemäß auch den Schiedsmännern die Aufnahme von Vergleichen über ſolche 
Schulden zu unterſagen, ſo geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, 
daß Wir bereits darüber, wie dem übermäßigen Branntweingenuß in zuläſſiger 
Weiſe am angemeſſenſten entgegenzuwirken ſei, Ermittelungen angeordnet haben 
und bis zu deren Beendigung Unſere Entſchließung vorbehalten müſſen. 


Beſchwerde über das Land- und Stadtgericht zu Wollſtein wegen Züchtigung eines 
Inkulpaten 

52) Den Wünſchen Unſerer getreuen Stände, eine nähere Ermittelung we— 
gen der in der Unterſuchungsſache wider den Häusler Krzyminiewski veranlaßten 
Züchtigung eintreten zu laſſen, iſt bereits dadurch genügt worden, daß das Ober— 
Landesgericht in Poſen eine Unterſuchung gegen den betreffenden Beamten im Dis— 
ziplinarwege eingeleitet hat, in der jedoch noch nicht rechtskräftig erkannt iſt. Zu⸗ 
gleich geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, daß ihnen die Befugniß, 
die Mittheilung von Akten zu verlangen, zufolge §. 34. des Geſetzes vom 27. 
März 1824, verfaſſungsmäßig nicht zuſteht, es vielmehr der Beurtheilung Unſe— 
res Landtags⸗Kommiſſarius und Unſerer Behörden überlaſſen bleiben muß, ob die— 
ſelben in vorkommenden Fällen die Mittheilung der Akten ſelbſt, oder aber eine 
amtliche Auskunft über diejenigen Punkte, deren nähere Aufklärung gewünſcht wird, 
geeignet finden. | . 

Zur Urkunde Uunſerer vorſtehenden gnädigen Beſcheidungen haben Wir ge— 
genwärtigen Landtags-⸗Abſchied ausfertigen laſſen, auch Höchſteigenhändig vollzo— 
gen und bleiben Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den 27. December 1845. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 

von Boyen. Mühler. von Nagler. Rother. Eichhorn 


von Savigny. von Bodelſchwingh Graf zu Stolberg. 
i 10 ’ Ühden. von Canitz. 


Denkſchrift N 

zu der Petition des ſiebenten Poſenſchen Provinzial-Landtages 
wegen Modification des ii vom 14. Oktober 
25 844. i 

Die Verordnung vom 14. Oktober v. J. über die anderweite Reguli⸗ 
rung der Grundſteuer in der Provinz Poſen gewährt derſelben große Vortheile. 
Es wird dadurch eine gleichmäßigere, als die bisherige Vertheilung der 
Grundſteuer bewirkt werden, bei gleichzeitiger Verminderung des Geſammtbe⸗ 
trages dieſer Steuer, indem auf die bei dem ſteigenden Wohlſtande der Bro: 
vinz erheblichen Zugänge an Rauchfangsſteuer Seitens der Staatskaſſe ver⸗ 
zichtet iſt und die bisherigen Beſtimmungen über die Befreiung von der Grund⸗ 
ſteuer erweitert worden find. Außerdem find Steuer-Remiſſtonen wegen Un⸗ 
glücksfälle in weiterem Umfange zugeſtanden, woneben es, wie die Verordnung 
ebenfalls beſagt, vorbehalten bleiben wird, einzelnen Stadt- und Landgemein⸗ 
den, in denen die Entrichtung der vollen, nach den Vorſchriften der Verord⸗ 
nung zu entrichtenden Steuer eine unverhältnißmäßige Belaſtung herbeiführen 
ſollte, einen Theil der Grundſteuer auf kürzere oder längere Zeit zu erlaſſen. 
Daß ein Theil der Grundbeſitzer in den Stadt⸗ und Landgemeinden einer 
höheren, als der bisher gezahlten Steuer unterliegen wird, was ſich aber erſt 
nach Vollendung der neuen Steuer⸗Kataſter näher erſehen läßt, folgt noth— 
wendig aus der anderweiten Vertheilung der Steuer, mit welcher ſich die 
Provinzial⸗Stände im Allgemeinen einverſtanden erklärt haben. 

Was die in der Petition der Provinzial⸗Stände vom 5. Aprel . her⸗ 
vorgehobenen beſonderen Punkte betrifft, So gereicht i 

1) die in dem F. 2. der Verordnung beſtimmte Ausſonderung der Präſta⸗ 
tions⸗Steuern weder dem Präſtations-Verechtigten noch dem Verpflichteten 
zum Nachtheile, entſpricht vielmehr dem wohlverſtandenen Intereſſe beider, und 
die Verwaltung der Grundſteuer wird dadurch weſentlich vereinfacht und 
erleichtert. 

Es würde ferner 

2) mit der Kontingentirung der Grundſteuer nicht wohl vereinbar und, 
wie eine genaue Prüfung ergeben hat, der verhältnißmäßig gleichen Werthei- 
lung und Fortführung der Steuer hinderlich geweſen fein, wenn in den Lande 
gemeinden das Kontingent nur aus der Rauchfangsſteuer gebildet und dieſes 
anderweitig vertheilt wäre, alle übrigen Grundſteuern aber von jeder damit 
belaſteten Beſitzung ſerner allein hätten getragen werden ſollen. 

3) Den Kontingenten der Land- und Stadtgemeinden haben nur die zur 
Zeit der Publikation der Verordnung vom 14. Oktober v. J. veranlagten, 
nicht aber die im Durchſchnitte der letzten neun Jahre zur Staatskaſſe wirt: 
lich gefloſſenen Steuer-Veträge zum Grunde gelegt werden können. Da durch 
die Verordnung bereits bedeutende Steuer-Erleichterungen gewährt worden 
find, fo hat es nicht zuläſſig erſcheinen können, der Staatskaſſe auch noch die 
bisherigen Steuer⸗Ausſälle, welche großentheils durch die bisherige mangelhafte 
Vertheilung der Grundſteuern herbeigeführt worden ſind, zur Laſt zu legen, 
und es darf wohl erwartet werden, daß die Gemeinden vermöge der richtige— 
ren Vertheilung der Steuer, ſo wie der gewährten Erleichterungen und der 
Schlußbeſtimmung der Verordnung im Stande ſein werden, ihre Kontingente 
unverkürzt zur Staatsſſe abzuführen. 

a 4) Die Steuer, welche künftig alle bisherigen verſchiedenen Realſteuern 
enthält, hat nur mit der allgemeinen Benennung „Grundſteuer« und nicht 
als „Oftiara“ bezeichnet werden können, weil die Olliara nur eine beſondere 
Art der Kealſteuern bildet. 

5) Durch die Beſtimmung, in den SS. 8. und 9. der Verordnung, wonach 
während der erſten zehn Jahre keine bisher ſteuerpflichtige Beſitzung mit einem 
höheren als dem doppelten Betrage derjenigen Steuerſumme belegt werden 
ſoll, welche darauf einſchließiich der etwa übernommenen Grundſteuer von 
Präſtationen vor der Steuer-Vertheilung haftete, wird einer plötzlichen drük— 
kenden Erhöhung der Steuer vorgebeugt. Es hat aber weder für angemeſſen 
und zuläſſig erachtet werden können, kleinere Städte in diefer Beziehung an- 
ders zu behaudeln als größere, noch auch die zu dem doppelten Betrage zu: 
läſſige Erhöhung der Steuer einer Beſitzung auf eine Erhöhung von nur 
50 Prozent zu beſchränken, weil dadurch wieder die gleichmäßige Vertheilung 
der Steuer⸗Kontingente zu ſehr würde geſtört worden ſein. 

6) Die Gewährung von 4 Prozent der Grundſteuer als Entſchädigung 
für die Koſten ihrer Erhebung in den Stadt- und Landgemeinden hat mit 
Rückſicht auf die Vorſchrift des F. 7. des allgemeinen Abgaben-Geſetzes vom 
30. Mai 1820., nach welchem die Gemeinden ohne eine dafür gewährte Ent⸗ 


von Thile 
Flottwell, 
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ſchädigung verpflichtet find, die Grundſteuer in monatlichen Beiträgen an die 
ihnen angewieſene Kaſſe abzuführen, nicht ſtattfinden können; dagegen liegt es 
7) nicht in der Abſicht der Verordnung, die am Schluſſe derſelben vor⸗ 
behaltene zeitweiſe Ermäßigung der Grundſteuer einzelner Stadt- und Pand- 
Gemeinden von dem unbedingten vollſtändigen Nachweiſe, daß die ihnen auf⸗ 
gelegte Grundſteuer den fünften Theil des Reinertrages ihrer ſteuerpflichtigen 
Grundſtücke überſteige, abhängig zu machen. 
Berlin, den 1. December 1845. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Flottwell. i 
(Schwebende Fragen.) — Nicht wie ein lebensmüder Greis, der ſeine 
Tage in Ruhe verbracht hat, und feine irdiſchen Angelegenheiten in beſter Ordnung 
zurückläßt, ſcheidet das Jahr 1845, ſondern wie ein Mann, weggerafft mitten in 
Geſchäften, die unter verſchiedenen Aspekten begonnen wurden, deren Ausgang 
aber noch von vielen Zufällen abhängt: An eine ſanufte Sterbeſtunde iſt unter 
ſolchen Umſtänden nicht zu denkeu. Das Inventar iſt nicht zu machen, weil man 
nicht weiß, wie viele böſe Schulden in den Büchern ſtehen? für ein Teſtament 
wurde im Drang der Verhältniſſe nicht geſorgt; die Erben mögen ſehen, wie ſie 
ſich aus dem Chaos zurechtfinden. Mit dem Kosmopolitismus (Weltbürgerſinn) 
iſt es eine ſchoͤne Sache; ſchon der alte Terenz hat ihn gepredigt: „Ich bin ein 
Menſch, und alles, was die Menſchen angeht, iſt mir nicht fremd.“ Auf dem 
Kosmopolitismus ruht der Journalismus. Wollten die Leſer nicht wiſſen, wie es 
am Judus und am La Plata, zu Labore und zu Neupork, in Algerien und Tſcher⸗ 
keſſten hergeht, wie wäre es möglich, fie 365 Tage nach einander zu unterhalten 
und dann wieder von vorn anzufangen? Neben dem Kosmopolitismns aber, und 
für die Meiſten über ihm, ſteht der Patriotismus — die Theilnahme an den Ge 
ſchicken des Vaterlaudes. Es iſt aber von Germanien aus dem Jahr 1845 über 
ernſte politiſche Wechſelfälle nichts zu berichten. Wir dürfen daher, mit nur we⸗ 
nigen Nuancen Aenderung, wiederholen, was vor zwölf Monaten der Ausdruck 
allgemeiner Ueberzeugung war. Deutſchland, nicht mehr, wie ſo lange, die Arena 
fremder Ehrſucht, in ſeinem Staatenbunde geachtet und geehrt von allen Mächten, 
auf hoher Stufe geiſtiger und materieller Entwickelung, nimmt fortwährend die 
entſchiedenſte Richtung nach Feſtigung feines politiſchen Schwerpunktes, nach Er: 
ſtrebung feiner Einheit, nach Sammlung feiner Kräfte und Grundſätze. Im un⸗ 
getrübten Genuß eines mm dreißigjährigen Friedens — der Neigungen und Ge— 
fühle ſo verſchmelzen ſollte, wie einſt der dreißigjährige Krieg fie geſpalten hat, — 
geht Deutſchland mit weiten und ſelbſt unter momentanen Störungen größtentheils 
ſichern Schritten der Löſung der Zeitaufgabe entgegen, die nur iſt, die vielen Trüm⸗ 
mer, Schroffheiten und Ungleichheiten des eingeſtürzten oder eingeſunkenen Feudal⸗ 
baues in das geordnete Syſtem eines von Bruderſinn durchwehten Reichs zu ver⸗ 
wandeln. Hier nun begegnen uns bei Betrachtung der Fortſchritte, die in dieſer 
Tendenz im Laufe des dahingeeilten Jahres gemacht oder erſchwert worden ſind, 
ſchwebende Fragen, die aufmerkſam machen, wie deren ungewoͤhnlich viele 
auch anderwärts dem ſorgſamen Blicke ſich aufdrängen und einen bereiten Stoff 
zu künftiger Erörterung darbieten, jo wie den lebhaften Wunſch befriedigender Lö— 
ſung an der Schwelle des neuen Zeitabſchnittes rechtfertigen. Es ſind aber die 
in Deutſchland ſchwebenden Fragen dreifacher Natur: kirchliche, politiſchconſtitu⸗ 
tionelle, eommereielle. Die kirchliche Bewegung, zum Theil auf ſehr un⸗ 
ſicherm Boden ſchwankend, wie ſich denn die neue Form des Katholieismus zumeiſt 
nur in dem antisrömifchen Charakter abſpiegelt, während dem Pontificat und ſei⸗ 
nen ausſchließenden Doctrinen die Minderung des Auſehens auf germaniſchem Bo⸗ 
den durch zunehmende Geltung an vielen andern Orten vergütet wird, und ſein 
Ankämpfen gegen den freien Geiſt, der ihm Freigeiſterei heißt, des theilweiſen 
Erfolgs nicht entbehrt, der alte Streit aber zwiſchen Rationalismus und Offenba— 
rungsglauben von Lichtfreunden und Pietiſten nicht jo erneuert wird, daß wiſſen— 
ſchaftliche Studien neben religiöſen Gefühlen gedeihen könnten, — wird ſobald 
nicht ihren Ruhepunkt finden, weil ſich Gewiſſensfreiheit, die niemand antaſten ſollte, 
in conereten Fällen mit ſtaats- und kirchenrechtlichen Diseuſſionen vermiſcht, die 
gar leicht, wenn ſich die Leidenſchaft regt ſtatt der Wiſſenſchaft, zu unabſehlichen 
Gonflieten führen. Dem deutſchen Zollverein iſt die erwünſchte und erwartete 
Ausdehnung im Jahre 1845 noch nicht geworden: die Hoffnung darauf wird, 
wie es das Auſehen behalten hat, jo wohl was die öſterreichiſchen Lande germani— 
ſcher Zunge, als was Hannover und die Küſten der Nordſee angeht, ſo bald noch 
nicht zur Erfüllung reifen. Der Federkrieg über Schutzzöͤlle und Handelsfreiheit 
danert fort; die ſiskaliſche Rückſicht bleibt überwiegend; entſchieden in dem großen 
Publikum, das bei dieſen Verhältniſſen intereſſirt iſt, wie in den legislativen 
Kammern, die Mehrheit, ſo würde mancher Tarif am längſten auf den Conſu⸗ 
menten gelaſtet haben. Wenn ſomit die commereielle Frage zu den ſchwebenden 
gehört, ſo iſt dies nicht weniger mit den conſtitutionellen der Fall. Noch iſt un⸗ 
gewiß, ob überhaupt bei uns die Frage von einer reichsſtändigen Verfaſſung prak- 
tiſche Bedeutung erhalten wird und in welchem Grad dem an vielen Orten laut ge— 
wordenen Wunſch nach Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege eine 
Gewährung zu Theil werden mag. Was die ſchwebenden Fragen in den 
übrigen europäiſchen Ländern, wie in den andern Theilen der Erde angeht, jo 
wird es genügen, die vornehmſten derſelben der Reihe nach namhaft zu machen. 
In Spanien hat man wunderbarer Weiſe der Regierung Vollmacht gegeben, 
die Conſtitution durch organiſche Geſetze zu interpretiren. Das Erperiment ſcheint 
gelungen. Wird ſich das neue Abgabeniyftem conſolidiren? Werden die von 
Toreno und Mendizabal mißhandelten Staatsgläubiger die Heilung ihre 
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Wunden von dem Finangarzt Mon erlangen? Wird die Königin Iſabella, jetzt 
ins ſechszehnte Jahr getreten, ſich den Gatten wählen oder ihn von der Staats⸗ 
raiſon annehmen? Wird die Verſöhnung zwiſchen der ſpaniſchen Regierung und 
der römiſchen Curie zu Stande kommen und durch Dotation des Klerus die Spo— 
liation der Kirche, jo weit es noch thunlich iſt, gut gemacht werden? In Frank— 
reich ſchweben die Fragen von der Wahlreform, von der Freiheit des Unterrichts, 
vom Protektorat auf Otabaiti, von der Expedition nach Madagascar, von der Pa- 
eification Algerien's, von der Dotation des künftigen Regenten, von der Dauer des 
Miniſteriums Guizot, von den Ausſichten der Parteihäupter Thiers und Barrot, 
von der Negeremancipation auf den Antillen, von den Geſchicken des Soeialismus, 
des Communismus und ſo vieler andern utopiſchen Weltverbeſſerungschimären. 
In England ſchwebt die Korngeſetzfrage, eben noch Anlaß einer Cabinetskriſis, die 
nicht ohne Folgen bleiben wird und neben der Repealfrage in Irland Peel's Lage 
kaum beneidenswerth erſcheinen läßt. Um ſo größer wird ſein Ruhm werden, wenn 
er auch dieſe Klippe, als geſchickter Pilot, umſchifft. Ueber das atlantiſche Meer 
her thürmt ſich die Oregonfrage auf, die in der Hand des Präſidenten Polk liegt, dieſes 
Neulings in der Politit, der mit verwogener Klhuheit die Schranken antiquirter 
Diplomatie überſpringt und unter dem Schein der Mäßigung demokratiſcher Län⸗ 
dergier huldigt. Andere 5 ſchwenen in Südamerika. Wird die franzöſiſch— 
engliſche Intervention am La Plata die Republiken Argenting und Uruguay zur 
Einigkeit nöthigen? Wird ſich Braſilien dem brittiſchen Machtgebot fügen und 
den lange gepflegten Sklavenhandel widerwillig aufgeben? Wird ſich Paraguay, 
einſt das Eldorado der Jeſuiten, von Francia's Zügel enbtunden, dem europäiſchen 
Handel öffnen? Wie werden ſich die chaotiſchen Zuſtände auf Hayti und in Me— 
riko entwirren und geſtalten? Zurückkehrend nach Europa finden wir den Czar 
und Selbſtherrſcher aller Reußen im Vatican, dem 80 jährigen Haupt der römiſch— 
katholiſchen Chriſtenheit die Hand bietend zur gerechten Löſung der ſchwebenden 
Frage von den kirchlichen Verhältniſſen in Polen, während in der vom Parteihaß 
zerriſſenen Schweiz auf zwei Punkten — zu Luzern und Lauſanne — in entge⸗ 
gengeſetzten Richtungen üppig aufſchießende Zwictrachtsſagten grünen und dent al: 
ten Helvetien mit politiſch⸗kirchlicher Auflöſung drohen. Auch Aſien hat ſeine 
ſchwebende Fragen. An den Ufern des Sutledge zieht ſich ein Gewitter zuſammen. 
Wird die oſtindiſche Compagnie, deren Herrſchaft in Hindoſtau noch nicht hun— 
bertjährig iſt, ſich genöthigt ſehen „auch das Land der Seikhs zu erobern? Wird 
das beſiegte Ching ſich noch länger dem Einfluß europäiſcher Sitte und Cultur 
verſchloſſen halten? Wird Perſien in Anarchie zerfallen, ohne daß ſich in Central⸗ 
afien aus zwieträchtigen Elementen ein neues Staatenthum entbindet? Wir fehlte: 
ßen dieſe Ueberſicht mit Erwähnung der ſchwebenden Frage in Syrien. Die Poli⸗ 
tik der vier Mächte, welche ſich 1840 herbeiließ, die ſinkende Pforte zu ſtützen und 
auf die Gefahr eines allgemeinen Kriegs Partei zu nehmen gegen Mehemed Ali 
von Aegypten, wird nachgerade zur Erkeuntniß kommen über das Verfehlte ihrer 
Strebungen und über ihre Pflicht, die Chriſten im Libanon vom osmaniſchen 
Druck zu befreien. Alle: dieſe in flüchtiger Andeutung berührte Fragen in der 
Schwebe drängen ſich ihrer Löſung zu und werden ſie unfehlbar früher oder ſpä— 
ter finden. Aber es giebt auch noch andere, die ungelöſt zu entſchlummern präde— 
ſtinirt ſcheinen. Dahin gehören die von den künftigen Geſchicken der drei Präten- 
denten auf die Throne Portugal's, Spanien's und Frankreich's, nicht zu gedenken 
des deutſchen Fürſten, der als Exulant vor engliſchen Gerichtshöfen Prozeſſe führt, 
des Nachkommeus der Waſas, der, noch nicht zehn Jahre alt, am 29. März 
1809 durch des Vaters Entſagung die ihm in der Wiege Le rute Krone verlor, 
und des Prinzen Louis Bonaparte, der im Schloſſe zu Hamm den 5 Ge⸗ 
danken, ſeines großen Oheims Erbe erobern zu wollen, abbüßt. — 


Berlin. — (Elberf. 3.) Bald nachdem Friedrich Wilhelm IV: den Thron 
beſtiegen, war in unſerem Preußenlande eine geiſtige Thätigkeit, wie ſie wohl 
wenige von den Jüngern geſehen haben. Alles drängte mit friſchen Blüthen an 
den Tag: der göttliche Humor, die Satyre, der Witz, die Carrikaturen blieben 
nicht verborgen im Schooße der Gedanken. Doch bald trat der Chernb mit dem 
Flammenſchwerte dazwiſchen und fegte das neue Paradies auseinander. Jetzt, in 
dieſen Tagen der Weihnachten klopft man wieder leiſe an, ob ſich des Engels 

Zorn gelegt habe und man wieder eintreten und von der verbotenen Frucht eſſen 
dürfe. Im Kroll' ſchen Garten ſteht in lebensgroßen Figuren vor einer lueulliſch 
beſetzten Tafel eine Muckergeſellſchaft aus allen Theilen der Geſellſchaſt vor uns. 
Der Muckerjude neben dem Muckerchriſten, dem Muckerchineſen, der General ne— 
ben dem Mönch. Ein Jeder hat ein Gebetbuch in der Hand und wiegt das Haupt 
in träumeriſchem Schlafe und glaubt dem Herrn zu gefallen durch phariſäiſch Ge, 
rede. Man muß ſich mit Schaudern von ſolch elendem Volke abwenden. Der 
Teufel mit einem Körbchen voll blanken Goldſtücken ſteht mitten unter ihnen, er 
holt ſie alle. Im Hotel du Nord treten ab vor Transparentbilder, die uns in 
Zeit und Stadtereigniſſe führen: Jenny Lind und Johannes Ronge, jeder 
auf einer Wagſchaale ſtehend, doch jo, daß Ronge's Schaale in die Höhe ſteigt, 
deuten auf die Theilnahme und Theilnahmloſigkeit der Hauptſtadt hin. Wer weiß 
aber nicht draußen und hier, daß eine Sängerin, eine Ballettänzerin, ein Kunſt⸗ 
reiter hier mehr gilt, denn jeglich Princip eines jetzigen Kampfes. Ein anderes 
Bild zeigt uns einen ſtattlichen Heugſten, der in der einen Hand (vielmehr dem 
einen Hufe) ein Journal hält, womit er auf ein Licht losprügelt, das er bereits 
A e hat, das aber dennoch helleuchtend weiter brennt. Allah il Allah. 

Der Teufel ſteht hinter ihm. Es trägt dies Bild den ominöſen Namen: die pa— 


tentirte Lichtputze. Auf einem größern Tableau: die ſchwere Roth der 
Zeit, nehmen wir „Bäckers Luſt und Eſſers Leid“ heraus. Am Laden eines 
Bäckers beklagt ſich der arme Taglöhner, das gekaufte Brödchen in der Hand wie⸗ 
gend, über deſſen Leichtigkeit und kratzt ſich die Haare. Dann: Casta Diva! 
Zwei Gendarmen und ein Polizeicommiſſarius nageln den Ort zu, der bis dahin 
fo lange Jahre ein Aufenthalt der Sünder und eine Verſchonung der Beſſern war. 

Köln. — (Düſſeld. Ztg.) Die Inthroniſation des Erzbiſchofs von Geiſſel 
wird ſehr wahrſcheinlich Sonntag den 11. Januar ftattfinden. 


Ansland. 


Aus dem Großherzogthum Baden. — (Köln. Z.) Die Motions⸗ 
begründung des Abgeordneten Zittel über „Religionsfreiheit“ hat die Anhänger 
der Juden-Emaneipation mit einiger Hoffnung erfüllt. 

Mannheim. Am zweiten Weihnachtstage, Vormittags 10 uhr, feierte 
die hieſige deutſchkatholiſche Gemeinde in dem ihr zu dieſem Zwecke von dem evan⸗ 
geliſchen Schul- und Kirchengemeinderath bereitwilligſt überlaſſenen Sandee 


den erſten feierlichen „Privatgottesdienſt“ bei verſchloſſenen Thüren.— a 


Vom Oberrhein. — Die (auch in unſer Blatt übergegangene) Nachricht 
von den Unglücksfällen der Herren Freiligrath, Ruge, Heinzen, Herwegh iſt eine 
Myſtification der Mannh. Abendzeitung. 

Braunſchweig den 30. Deebr. In Gemäßheit einer heute erſchienenen 
Herzoglichen Verordnung vom 27ſten d. M. tritt eine nochmalige Vertagung der 
Stände ein. Es haben ſich dieſelben erſt am 26. Februar k. J. hier wieder zu 
verſammeln, indem die Verhandlungen der zur Prüfung des Staats-Haushaltes 
niedergeſetzten ſtändiſchen Kommiſſion noch nicht fo weit vorgerückt find, daß die 
Wiederverſammlung der Stände (nach der erſten Vertagung ſchon am 5. Januar 
k. J) angemeſſen erſcheint. 

F ran ker zich 1 

Paris den 30. Deebr. Im Kriegsminiſterium ſind heute Depeſchen aus 
Algerien eingelaufen; man ſagt, ſie ſeien von höchſter Bedeutung. hen 

Der Amerikaniſche Botſchafter ſoll heute von Herrn Guizot empfangen und 
morgen Sr. Majeſtät dem König vorgeſtellt werden. 

Man verſichert, Herr Guizot ſei entſchloſſen, die Deputirten-Kammer auf⸗ 
zulöſen, wenn er nicht gleich bei der erſten Abſtimmung die Majorität hätte; dieſe 
erſte entſcheidende Probe wird die Präſtdentenwahl ſein; das Miniſterium wird 
natürlich die Kandidatur Duſaure's entſchieden bekämpfen; übrigens rechnet daſſelbe, 
ſelbſt im ungünſtigſten Falle, wenn die Oppoſition einig bliebe, für feinen. 4 
didaten, Herrn Sauzet, immer noch auf eine Majorität. 

Der Marokkaniſche Geſandte, der hier in einem von der Regierung für un 
gemietheten Haufe in den Champs elyſes unweit der Barriere de J Etoile feine 
Wohnung genommen, hat bereits in Begleitung der Hauptperſonen feines Gefol⸗ 
ges eine Zuſammenkunft mit Herrn Guizot im Miniſterium der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten gehabt. Morgen ſoll er dem König vorgeſtellt werden und bei 
Hofe ſpeiſen. 

Am 20. Dec. hatten Araber nach Algier die Nachricht gebracht, 
16ten heftiges Gewehrfeuer und Kanonenſchüſſe gehört, fo wie ſtarke Rauchſäu⸗ 
len geſehen und daraus geſchloſſen hätten, General Bedeau habe mit den Beni 
Dſchaad ein Treffen gehabt und die Dörfer der aufrühriſchen Stämme niederge⸗ 
brannt. Die Kabylen des Dſchurdſchura haben die Inſurgeuten nicht unterftüßt. 
Gewaltige Regengüſſe behinderten das Eintreffen von Nachrichten aus dem Innern. 

Herr Sauzet iſt mit einer Majorität von 66 Stimmen zum Präfidenten der 
Deputirten-Kammer gewählt; er erhielt 213, Dufaure 147, Dupin 3, Odilon 
Barrot 1 Stimme. 

Die Pairs-Kammer hielt geſtern ihre erſte öffentliche Sitzung. 
Uhr 8 Minuten wurde dieſelbe eröffnet, a 

In Algier iſt eine Krankheit unter den Kameelen ausgebrochen und in der Pro⸗ 
vinz Oran hat man für dieſelben ein förmliches Hoſpital augelegt. — Die 
Nachrichten aus dem Süden Frankreichs klagen viel über ſtarke Gewitter, Sturm 
und hohen Schnee. Im Jura iſt mehr Schnee gefallen als ſeit Menſchengedenken. 
Die Seine ſteigt noch immer, ſelbſt die Keller und Küchen des Schloſſes N mit 
Waſſer gefüllt. 


daß ſie am 


2; * I i 4 N. 

Florenz den 24. Dec. Die Abreiſe Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland 
von hier nach Venedig iſt auf heute Abend feſtgeſetzt. 
ſeinen ausdrücklich geäußerten Wunſch ganz allein mit der Großherzoglichen Fami⸗ 
lie im Palaſt Pitti. Ein vorbereitetes großes Gaſtmahl daſelbſt, ſo wie eine 
muſikaliſche Akademie, zu welcher bereits alle Anftalten getroffen waren, wurden 
abgelehnt. Wie verlautet, äußerte der hohe Reiſende wiederholt, daß er im 
Frühjahr ſeine Gemahlin abzuholen und dann langer in unſerer Stadt zu verwei⸗ 
len gedenke. 

Unter den namhaften gegenwärtig hier ſich aufhaltenden Fremden iſt der Mars 
ſchall Bourmont zu erwähnen. 

Neapel, den 16. Dec. (A. Z.) In den letzten Tagen der vorigen Woche 
ermordete hier in der Kirche de' Girolomini in der Sakriſtei ein Geiſtlicher den an⸗ 
dern, indem er ihm mit einem Raſirmeſſer den Hals abſchnitt. Die Kirche iſt ge⸗ 
ſchloſſen, das Allerheiligſte ift fortgetragen und es bedarf einer Sühnung der Lo— 
calitäten. Der Thäter iſt ſogleich verhaftet, es herrſcht große Entrüſtung über 
dieſe That. 


Um 2 


Geſtern ſpeiſte derſelbe auf 


Stadttheater zu Poſen. 
Dienſtag den 6. Januar: Sie muß in die 
Stadt; Luſtſpiel in 4 Aufzügen von E. H. A. Hal⸗ 
lenſtein und F. W. Müller. 


Donnerſtag den 8. Jan.: Zum Erſtenmal: Der 


Günſtling, oder: Keine mehr; Origi⸗ 
nal⸗Luſtſpiel in 4 Akten von L. Schubar. (Manuſcr.) 


Heute früh um 124 Uhr entſchlief ſanft nach län⸗ 
geren Leiden unſer geliebter Gatte und Vater, der 
Uhrmacher Andreas Tritzſchler im 7iſten Le⸗ 
bensjahre. 

Um ſtille Theilnahme bittend, zeigen wir dies Vers 
wandten und theilnehmenden Freunden mit dem Be⸗ 
merken an, daß die Beerdigung am Eten Nachmit⸗ 
tags 3 Uhr ftattfinden wird. 

Poſen, den 4. Januar 1846. 

Die Hinterbliebenen. 


Das angekündigte Concert der Gebrüder 
Senteck findet nicht Dienſtag, ſondern Freitag den 
9. d. M. ftatt. G. Senteck. 


Aufforderung. 

Alle Freunde der Jugendbildung und Volkserzie⸗ 
hung, welche an einer am 12ten d. M., dem hun⸗ 
dertjährigen Geburtsfeſt Heinrich P eſtalozzi! s, 
zu veranſtaltenden Feier Antheil zu nehmen wün⸗ 
ſchen, werden hierdurch erſucht, ſich Behufs einer 
nähern Beſprechung über die Anordnung der Feier 

reitags den Ich Januar Nachmittags 4 Uhr im 

aale des Königl. Friedrich⸗Wilhelms-Gymaſiums 
einzufinden. 

Poſen, den 5. Januar 1846, 

Wendt, Dr. Kießling. 


Im Verlage der J. G. Calve'ſchen Buchhand⸗ 
5 dung in Pr 5 A und nimmt E. S. Mittler 
in Poſen Beſtellungen an: 


Oekonomiſche Neuigkeiten 


und Verhandlungen, 


Zeitſchriſt für alle Zweige der Land⸗ 
Hund Haus wirthſchaft und des Forſt⸗ 
und Jagdweſens. 


.. 2 lere a ) 
Für das Jahr 1840. 
Begründet von Chriſtian Carl Andre, fortge⸗ 

a fegt von Prof. Dr. F. X. Hlubek. 

Mit dem Jahrgang 1846 beginnt für dieſe Zeit⸗ 
ſchrift eine neue Aera; es iſt der oben genannten 
Verlagshandlung gelungen, Herrn Prof. Dr. Hlu⸗ 
bek zur Uebernahme der Redaktion zu bewegen und 
es haben bei der dadurch erfolgten Reorganiſation 
dieſes Blattes die bedeutendſten wiſſenſchaftl. Landwirthe 
des In und Auslandes ihre Mitwirkung zugeſagt. 
Es werden von nun an wie früher 120 Nummern 
jedes Jahr erſcheinen; da jedoch von vielen Seiten 
der Wunſch um zahlreichere Abbildungen, nament⸗ 
lich bei pflanzenphyſiologiſchen Aufſätzen und bei Ve⸗ 
ſchreibungen von Maſchinen ausgeſprochen worden 
iſt, ſo werden in Zukunft öſters Holzſchnitte und 
Lithographien beigegeben werden; jedes lithographirte 
Quartblatt wird aber dann als ein halber Bogen 
Text gerechnet und das entweder gleich bei der Aus⸗ 
gabe jedes Blattes oder etwas ſpäter durch das Er— 
ſcheinen einer Nummer von halbem Vogen ausge— 
glichen. 2 

In dem Folgenden iſt mit den Worten des Herrn 
Prof. Dr. Hlubek die Tendenz der neuen Redak⸗ 
tion bezeichnet: 

Als leitendes Prinzip bei der Redaktion der Ocko⸗ 
nomiſchen Neuigkeiten iſt das Streben nach 
Wahrheit im Gebiete des Landbaues mit 
wiſſenſchaftlicher Strenge, und Hintan⸗ 
haltung einer jeden, wie immer gearteten 
Polemik. Dieſem Grundſatze zufolge werden nur 
jene Aufſätze in die Ockonomiſchen Neuigkeiten aufge⸗ 
nommen werden, welche Beobachtungen, Unterſu⸗ 
chungen, Verſucht oder auf Thatſachen gegründete 
Betrachtungen über landwirthſchaftliche Gegenſtände 
enthalten. Bloße Raiſonnements, die das Gepräge 
von ſchalen Worten an ſich tragen, finden keine Auf⸗ 
nahme, ſie mögen von wem immer herrühren. Da⸗ 
mit aber die Ockonomiſchen Neuigkeiten auch das lei⸗ 
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ſten, was ſie in ihrer Firma verſprechen, ſo ſollen 
dieſelben auch alles Neue, was der Landbau und die 
Naturwiſſenſchaften in ihrer Viziehung zur Pflan⸗ 


zen⸗ und Thierproduktion in Deutſchland, Frank⸗ 


reich, England, Italien, Ungarn, Polen ꝛc. an's 
Licht gefördert haben, enthalten; fie ſollen dem 
Landwirthe zu einem vollſtändigen Repertorium die⸗ 
nen, in welchem er die geiſtigen Produkte feiner Col— 
legen und der Naturforſchung, inwiefern diefe in den 
Landbau einſchlagende Gegenſtände behandelt, finden 
ſoll; fie ſollen ihm Auſſchluß über neu anempfohlene 
Pflanzen, Geräthe, Maſchinen, Culturarten, prak⸗ 
tiſch anwendbare naturwiſſenſchaftliche Unterſuchun⸗ 
gen ꝛc. ertheilen, und dasjenige, was einer bildli⸗ 
chen Darſtellung fähig it, auch zur Anſchauung er⸗ 
heben. Damit aber das Auffuchen fo verſchiedenar⸗ 
tiger Gegenſtände ſo viel als möglich erleichtert werde, 
wird jedem Jahrgange ein alphabetiſch geordnetes 
Sachregiſter beigeſchloſſen werden. 

Es erſcheinen von dieſer Zeitſchrift jährlich 2 Bände 
oder 120 Nummern Groß-Median mit den dazu nd» 
thigen Abbildungen, Regiſtern u. ſ. w., wovon 104 
der landwirthſchaftlichen Abtheilung und 16 der Forſt⸗ 
und Jagdabtheilung gewidmet ſind. Der Preis iſt 
ganzjährig 8 Rthlr. Die Forſt- und Jagdabthei⸗ 
lung wird auch im Buchhandel mit beſonderer Pagi⸗ 
nirung für ſich gegeben ganzjährig zu 14 Rthlr. 

Ediktal⸗ Citation. 

Auf dem der Wittwe Anna Caroline Sedel⸗ 
meyer und den Erben des Knopfmachers Franz 
Meinhard Sedelmeyer gehörigen, sub Nro. 
128. (früher No. 3. und ſpäter No 131.) des Hy⸗ 
pothekenbuchs zu Bromberg in der frühern Jeſui⸗ 
ten⸗, jetzt alten Pfarrſtraße belegenen Grundſtücke, 
haften Rubrica III No. 3. 1400 Rthlr. rückſtän⸗ 
dige Kaufgelder für Frau Kammer- Aſſeſſor Bauer 
zu 6 Procent Zinſen und halbjährige Auſkündigung; 
eingetragen auf Grund des zweiten Exemplars des 
Kauf-Kontrakts vom 19ten Februar 1805, ex de- 
ereto vom 24ſten Februar 1805. — Nach Behaup⸗ 
tung der Beſitzer iſt die Poſt bezahlt; es kann jedoch 
beglaubte Quittung des rechtmäßigen letzten Inha⸗ 
bers der Poſt nicht beigebracht werden, weil die Frau 
Kammer⸗Aſſeſſor Bauer geftorben und der letzte Ins 
haber der Poſt nicht bekannt iſt. Es werden daher 
auf den Antrag der Beſitzer des Grundſtücks der In⸗ 
haber der oben bezeichneten Poſt, deſſen Erben, Ceſ⸗ 
fionarien, oder alle, die ſonſt in feine Rechte getre⸗ 
ten ſind, hierdurch zur Anmeldung ihrer Anfprüce 


ad terminum 
den 27ſten April 1846 Vormittags 
‚10 Uhr 


vor dem Deputirten Herrn Ober⸗Landesgerichts⸗Re⸗ 


ferendarius Kauder unter der Warnung vorgela— 
den, daß die Ausbleibenden mit ihren etwanigen 
Real⸗Anſprüchen an das Grundſtück werden präklu⸗ 
dirt und ihnen deshalb ein ewiges Stillſchweigen 
wird auferlegt, auch die Löſchung der Poſt auf Grund 
des rechtskräftigen Präkluſtons -Erkenntniſſes — 
ohne Produktion des Inſtruments — demnächſt wird 
bewirkt werden. 
Bromberg, den 10. December 1815. 
Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Ueber den Nachlaß des am 22ſten Juli 1841 zu 
Görchen verſtorbenen Viehhändlers Ambrofius 
Weſolowski iſt heute der erbſchaftliche Liquida⸗ 
tions⸗Prozeß eröffnet worden. Der Termin zur An⸗ 
meldung aller Anſprüche ſteht 

am 6ten Februar 1846 

um 9 Uhr 
vor dem Herrn Land- und Stadtgerichts-Rath Gro⸗ 
ßer im Partheienzimmer des hieſigen Gerichts an 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird al⸗ 
ler ſeiner etwanigen Vorrechte verluſtig erklärt und 
mit ſeinen Forderungen nur an dasjenige, was nach 
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von der 
Maſſe noch übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 

Rawiez, den 28. September 1845 

Königliches Land- und Stadtgericht. 


Vormittags 


8 = 4 

Auktion von Materialwaaren. 

Mittwoch den 7ten Januar und in den fol⸗ 
genden Tagen Vormittags von 10 und Nachmit⸗ 
tags von 3 Uhr ab ſollen wegen Aufgabe des Ge— 
ſchäfts im Auktions⸗Lokale Friedrichsſtraße No. 30., 
verſchiedene Weine, Arac de Goa, ächter Jamaika⸗ 
und ordinairer Rum, Punſcheſſenz, Liqueure, al⸗ 
les in Flaſchen, Zucker, Kaffce, Reis ꝛc., feine und 
ordinaire Cigarren, Pack⸗Tabake, Varinas in Rol⸗ 


len, Materials und Schank⸗Repoſttorien, ovale 

Fäſſer, diverſe Waagſchaalen ꝛc. gegen gleich baare 
Zahlung öffentlich verfleigert werden. 
An ſchütz, 

Hauptmann a. D. u. Königl. Aukt.⸗Komm. 


Schaaſvieh- Verkauf. 

Mit dem 20ſten Januar 1846 beginnt hieſelbſt 
der Bockverkauf. Es werden hier wieder wie früher 
nur zweijährige, nur ältere Böcke in den Klaſſen 
per 15 Rthlr. und 20 Nihlr. excluſtve Wolle, dage⸗ 
gen die hier überzählig gewordenen Sprungböcke zu 
ſpeciell beſtimmten Preiſen zur Auswahl geſtellt. 
Gleichzeitig kann das in der hieſigen Heerde überzäh⸗ 
lig und verkäuflich werdende 600 Stück zuchtfähige 
Muttervich und 300 Stück vollſätzige Hammel be⸗ 
ſichtigt und verkauft, jedoch erſt nach eheſter Früh⸗ 
jahrs⸗Schur abgenommen werden. 

Prillwitz bei Pyritz in Pommern. 

Hasen Das Rent: Amt. 

Umſtände halber erſuche ich hiermit Namens meis 
ner Mutter alle Gläubiger, die noch ſeit einigen 
Jahren reſtiren, um baldige Zahlung. Im Unter⸗ 
laſſungsfalle bin ich genöthigt, das Rechtsmittel zu 


ergreifen. 
Poſen!, im Januar 1846. 
Der Apotheker A. Kolski. 


1 Apotheker. 
A. Apolant, Holz⸗ und Horndrechsler, 
Schloßſtr. No 4. im Jankowskiſchen Hauſe, neben 
dem Reſtaurateur Korzeniewski, 
empfiehlt ſich in Anfertigung aller Drechslerarbeiten 
in Holz, Horn, Bernſtein, Metall ꝛc., und vers 
ſpricht die billigſten Preiſe bei prompter Bedienung. 
Auch werden bei demſelben vorzüglich gute Kly⸗ 
ſtirſpritzen angefertigt und alle Arten Regen- und 
Sonnenſchirme reparirt. 
Gleichzeitig ſucht derſelbe einen wohlerzogenen 
Knaben als Lehrling. 


Anzeige. - 
Als Stubenmaler, fo wie zum guten Ocl⸗Anſtrich 
der Thüren und Fenſter empfiehlt ſich unter Verſt⸗ 
cherung vorzüglicher Arbeit und billigen Preiſen 
der Maler Reinhold Bruckert, 
Walliſchei No. 17. 


Holzverkauf. 


Auf dem Holzplatze vor der großen Schleuße wird 
die Klafter Elſen-Klobenholz mit 4 Rthlr. 2 Sgr. 
6 Pf. verkauft. 


Gummiſchube mit Sohlen, beſte Qualität, für 
Herten, Damen und Kinder, empfingen 
Schmidt & Müller, 
Neue Straße Nro 4. in der Nähe des Bazar. 


Elegante Damen-Mastenanzüge ſind billig zu ver 
miethen bei Martin Cohn, 
Breslauerſtr. No. 31. beim Friſeur Caspari. 


Eine goldene Cylinder-Uhr nebſt Kette iſt geſtern 
Abend von der Rabbowſchen Mühle aus bei der 
Dominikaner⸗Kirche vorbei, die naſſe Gaſſe über den 
Kämmerei-Platz bis zum Rheiniſchen Hof verloren 
gegangen. Der ehrliche Finder erhält bei Abgabe 
in genannter Mühle cine angemeſſene Belohnung. 

Poſen, den 5. Januar 1846. 

Adam Lindner. 


SERIE 
Dienſtag den 6. Januar 88 

8 

8 


findet in Saale des Hötel de Saxe 
die erſte 


* Große Redoute 
5 mit und ohne Maske ſtatt. 
Entrée⸗Billets à 15 Sgr., fo 
882 wie Familien-Billets à 1 Rrhlr., 
ſind in meiner Wohnung und Abends 
85 an der Kaſſe, à 20 Sgr. pro Per⸗ 
8258 ſon, zu haben. 


G. E. Roggen. 
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